
Langfristige Perspektiven der gesetzlichen 
Rentenversicherung

In den vergangenen Jahren war die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung relativ ent-

spannt. Gründe waren vorangegangene Reformen, eine Pause im demografischen Wandel und 

die gute Entwicklung am Arbeitsmarkt. Der Beitragssatz sank, und etliche Leistungen wurden 

ausgeweitet. Künftig setzt aber die demografische Entwicklung die Rentenfinanzen unter Druck. 

Es wird erwartet, dass die Lebenserwartung weiter steigt, und es treten die großen Baby-Boom-

Kohorten ab Mitte der 2020er Jahre in den Ruhestand. Die Bundesregierung strebt eine Renten-

reform für die längere Frist an.

Langfristige Vorausberechnungen sind dabei wichtig – trotz aller Unsicherheit. Sie verdeutlichen 

zentrale Entwicklungen und machen transparent, wie sich Reformen aus heutiger Perspektive auf Ver-

sicherte und Steuerpflichtige auswirken. Solche Vorausberechnungen werden hier vorgestellt. Sie ver-

anschaulichen, wie die wesentlichen Stellgrößen der Rentenversicherung zusammenhängen: das 

gesetzliche Rentenalter, das Versorgungsniveau, der Beitragssatz und die Bundesmittel.

Bei den Simulationen wird deutlich, dass sich die demografischen Lasten kaum überzeugend über 

einzelne Stellgrößen auffangen lassen. Auch die derzeitigen Regelungen sehen vor, die Lasten breiter 

zu verteilen. So steigt etwa das Rentenalter bis Anfang der 2030er Jahre auf 67 Jahre. Ein Reform-

ansatz wäre dessen systematische Verknüpfung (Indexierung) mit der zunehmenden Lebens-

erwartung. Das legen auch internationale Organisationen nahe. Beispielsweise ließe sich das 

Rentenalter nach 2030 so anheben, dass die Relation von Renten- zu Beitragsjahren in etwa stabil 

bleibt (statt, wie derzeit angelegt, immer weiter zu steigen). Die zunehmende Lebenszeit wäre dann 

mit einer längeren Erwerbsphase verbunden, aber auch die Rentenphase würde sich verlängern. 

Das Rentenalter müsste dazu bis 2070 auf 69⅓ Jahre steigen. Eine daraus resultierende umfang-

reichere Erwerbstätigkeit stützt gleichzeitig die Sozialbeiträge und Steuern. Mit einem steigenden 

Rentenalter und längeren Erwerbsphasen wachsen zudem die Rentenansprüche. Es wäre daher 

folgerichtig, das standardisiert ausgewiesene Versorgungsniveau zu dynamisieren, also mit 

steigendem Rentenalter entsprechend mehr Beitragsjahre in die Standardrente einzubeziehen.

Wenn der zunehmenden Lebenserwartung so mit dem Rentenalter Rechnung getragen würde, 

wäre noch insbesondere der Finanzdruck durch die niedrigeren Geburtenraten seit den 1970er 

Jahren zu bewältigen. Die bisherigen Regelungen verteilen diesen auf die übrigen Stellgrößen: Bis 

etwa 2040 würden der Beitragssatz und die Bundesmittel auch bei einem indexierten Rentenalter 

relativ stark steigen und das dynamisiert berechnete Versorgungsniveau sinken. Der Anpassungs-

bedarf wäre aber deutlich geringer. Nach 2040 würde sich das dynamisierte Versorgungsniveau 

mit entsprechend mehr Beitragsjahren eher seitwärts bewegen.

Die Akzeptanz der Rentenversicherung hängt nicht zuletzt davon ab, dass das Versorgungsniveau als 

angemessen angesehen wird. Würde eine längerfristige Haltelinie erwogen, wäre es naheliegend, 

auf ein wie beschrieben dynamisiertes Versorgungsniveau abzustellen. Zu verlässlichen Perspektiven 

gehört zudem, dass die resultierenden Finanzierungslasten akzeptabel erscheinen. Es wäre zu berück-

sichtigen, dass diese bereits ohne eine zusätzlich stützende Haltelinie erheblich steigen dürften, 

sowohl für die Beitragspflichtigen als auch für den Bundeshaushalt.
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Einleitung

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist die 

wichtigste Säule der Alterssicherung in Deutsch-

land: Auf sie entfallen etwa drei Viertel aller Ein-

kommen aus Alterssicherungssystemen.1) Für 

Mitte des nächsten Jahrzehnts hat die Bundes-

regierung eine größere Reform angekündigt. 

Die Kommission „Verlässlicher Generationen-

vertrag“ soll diese bis März 2020 vorbereiten. 

Im Folgenden wird zunächst ein kurzer Über-

blick über die GRV und deren Entwicklung im 

letzten Jahrzehnt gegeben. Im Anschluss wer-

den die langfristigen Aussichten näher beleuch-

tet. Zahlreiche andere Aspekte der rentenpoli-

tischen Diskussion wie etwa eine Mindestsiche-

rung, die Rolle zusätzlicher betrieblicher und 

privater Altersvorsorge oder die Beamtenversor-

gung werden nicht behandelt.2)

Grundzüge der gesetzlichen 
Rentenversicherung

Die GRV ist im Umlageverfahren organisiert. Da-

mit finanzieren die Einnahmen eines Jahres un-

mittelbar die Ausgaben des gleichen Jahres. Die 

Einnahmen stammen überwiegend aus Beiträ-

gen auf die beitragspflichtigen Einkommen (v. a. 

Bruttolöhne und -gehälter bis zur Beitrags-

bemessungsgrenze 3)). Hinzu kommen Zahlun-

gen des Bundes, die aus Steuereinnahmen zu 

finanzieren sind.4) Die GRV darf sich nicht ver-

schulden. Vielmehr ist eine Rücklage vorzuhal-

ten, um unterjährigen Liquiditätsengpässen vor-

zubeugen. Zum Jahresende soll diese zwischen 

dem 0,2- bis 1,5-​fachen einer durchschnitt-

lichen Monatsausgabe (nach Abzug der Bun-

deszuschüsse) liegen. Wird damit gerechnet, 

dass dieses Intervall verfehlt wird, ist der Bei-

tragssatz anzupassen. Dieser beläuft sich aktuell 

auf 18,6 % und ist bis 2025 auf höchstens 20 % 

gedeckelt. Bis dahin wäre eine etwaige Finan-

zierungslücke durch zusätzliche Bundesmittel 

auszugleichen.

Die individuelle Altersrente hängt im Wesent-

lichen von den zuvor gezahlten Beiträgen ab 

(Teilhabeäquivalenz). Maßgeblich ist dabei die 

relative Einkommensposition, das heißt das Ver-

hältnis des eigenen versicherungspflichtigen 

Entgelts zum Durchschnittsentgelt aller Ver-

sicherten. Die Versicherten sammeln mit ihren 

Beiträgen jährlich Entgeltpunkte, die dieses Ver-

hältnis widerspiegeln. Entspricht das eigene 

Entgelt dem Durchschnitt, so wird in dem be-

treffenden Jahr genau ein Punkt erworben. Die 

Summe der im Laufe des Erwerbslebens erwor-

benen Entgeltpunkte reflektiert somit zweierlei: 

die durchschnittliche relative Entgeltposition 

und die Länge der Beitragsphase. Die geleis-

teten Beiträge begründen den individuellen 

Rentenanspruch. Anders als bei Steuerzahlun-

gen stehen den Rentenbeiträgen also davon ab-

hängige Gegenleistungen des Staates gegen-

über. Im Unterschied zur gesetzlichen Kranken- 

und sozialen Pflegeversicherung hängen die 

Leistungen vom Umfang der zuvor gezahlten 

Beiträge ab.

Der weit überwiegende Teil der GRV-​Renten-

ausgaben entfällt auf Altersrenten, zuletzt 

78 %. Darüber hinaus machten Erwerbsmin-

derungsrenten 7 % und Hinterbliebenenrenten 

15% aus.5) Bei Renteneintritt mit Erreichen der 

Regelaltersgrenze (im Folgenden: Rentenalter) 

ergibt sich die individuelle Altersrente aus dem 

Produkt der gesammelten Entgeltpunkte und 

dem aktuellen Rentenwert.6) Der aktuelle Ren-

tenwert wird mit der Rentenformel fortgeschrie-

Staatliche Alters-
sicherung in 
Deutschland

Gesetzliche 
Renten
versicherung 
im Umlage
verfahren

Enger 
Zusammenhang 
zwischen eige-
nen Beiträgen 
und Ansprüchen

Renten werden 
regelgebunden 
angepasst

1 Vgl. hierzu: BMAS (2016a).
2 Siehe hierzu u. a.: Deutsche Bundesbank (2015; 2016).
3 Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt im Jahr 2019 im 
Westen 80 700 € und im Osten 73 800 €. Für Personen, die 
Arbeitslosen- oder Krankengeld beziehen, werden ebenfalls 
Beiträge gezahlt. Für pflegende Angehörige zahlen die so-
ziale Pflegeversicherung und für Eltern mit Kindern unter 
drei Jahren der Bund Rentenbeiträge. Mit diesen Beiträgen 
entstehen entsprechende Rentenansprüche: bei Krankheit 
und Arbeitslosigkeit in Abhängigkeit vom vorherigen Ein-
kommen; für pflegende Angehörige abhängig vom Pflege-
grad und -umfang, für Eltern pauschal für jedes der ersten 
drei Lebensjahre des Kindes.
4 Die Bundesmittel sind u. a. etwa zu zwei Dritteln daran 
gebunden, wie sich die Pro-​Kopf-​Entgelte und der Beitrags-
satz entwickeln. Die übrigen Bundesmittel verändern sich 
v. a. mit der Lohnsumme und der Entwicklung des Umsatz-
steueraufkommens (ohne Satzänderungen).
5 Vgl. hierzu: Deutsche Rentenversicherung (2018).
6 Ab- oder Zuschläge fallen bei vorgezogenem oder späte-
rem Rentenzugang an. Erwerbsminderungs- und Hinterblie-
benenrente sind gesondert geregelt.
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Defi nition wichtiger Begriffe in der Rentendiskussion: 
 Rentenformel, Standardrente, Versorgungsniveau und 
 Rentenanpassung

Rentenformel

Die monatliche Rente R berechnet sich aus 
folgender Formel (§§ 69, 70 SGB VI):

R = EP * ZF * ARW * RAF

– EP ist dabei die Summe der gesammel-
ten Entgeltpunkte: Versicherte erwerben 
jährlich mit ihren Beiträgen Entgelt-
punkte. Wie viele Punkte pro Jahr gut-
geschrieben werden, ergibt sich aus dem 
Verhältnis des individuellen (versiche-
rungspfl ichtigen) Entgelts zum Durch-
schnittsentgelt aller gesetzlich Rentenver-
sicherten im betreffenden Jahr. Entspricht 
das eigene Entgelt dem Durchschnitt, 
wird genau ein Entgeltpunkt erworben.

– ZF ist der Zugangsfaktor, der Abschläge 
bei vorzeitigem (0,3 % pro Monat) oder 
Zuschläge bei hinausgeschobenem Ren-
teneintritt (0,5% pro Monat) umfasst.

– ARW bezeichnet den aktuellen Renten-
wert, der jedes Jahr zum 1. Juli angepasst 
wird (siehe Rentenanpassung). Für Ost-
deutschland gilt bis 2024 ein besonderer 
aktueller Rentenwert Ost.

– RAF steht für die Art der bezogenen 
Rente. Der Rentenartfaktor beträgt zum 
Beispiel 1 bei Altersrenten oder 0,6 bei 
Renten an ältere Hinterbliebene.

Standardrente

Die Standardrente ist eine Referenzgröße, 
die häufi g für Vergleiche herangezogen 
wird. Sie ergibt sich, wenn Versicherte ers-
tens zum gesetzlichen Rentenalter in Rente 
gehen, zweitens 45 Beitragsjahre aufweisen 
und drittens in jedem Jahr ein versiche-

rungspfl ichtiges Entgelt in Höhe des Durch-
schnittsentgeltes aller Versicherten erzielten.

Multipliziert mit dem aktuellen Rentenwert 
(derzeit 33,05 € in West- und 31,89 € in 
Ostdeutschland) ergibt sich die monatliche 
Standardrente von 1 487,25 € in West- und 
1 435,05 € in Ostdeutschland, jeweils vor 
Steuern und Sozialbeiträgen.

Versorgungsniveau

Das Versorgungsniveau bildet die Standard-
rente (in Westdeutschland) in Relation zum 
durchschnittlichen versicherungspfl ichtigen 
Beschäftigtenentgelt ab.1) Beide Größen 
stellen auf das Niveau vor Steuern, aber 
nach Abzug der jeweils fälligen Sozialbei-
träge ab (Rente: hälftiger Krankenversiche-
rungs- und voller Pfl egebeitragssatz; Entgelt: 
hälftige Beitragssätze zur Kranken-, Pfl ege-, 
Arbeitslosen- und Rentenversicherung).

Versorgungsniveau =
Standardrente� Sozialbeiträge

Durchschnittsentgelt� Sozialbeiträge

Das ermittelte Versorgungsniveau beläuft 
sich für das Jahr 2019 auf 48,1%. Die Stan-
dardrente fällt also knapp halb so hoch aus 
wie der Durchschnittsverdienst aller renten-
versichert Beschäftigten (nach Abzug der 
Sozialbeiträge).

Die Besteuerung und damit das Versor-
gungsniveau nach Steuern unterscheiden 
sich nach individuellen Gegebenheiten. So 
ist die Besteuerung für die Rentenzugangs-
jahre unterschiedlich, da der steuerpfl ichtige 
Anteil bei neu angetretenen Renten von 

1 Das Durchschnittsentgelt (ohne die Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung) lag 2018 bei jährlich 
37 873 € im Westen und 33 700 € im Osten.
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Jahr zu Jahr steigt.2) Auf der anderen Seite 
steigt der steuerfreie Anteil der Rentenbei-
träge von Jahr zu Jahr. Im Fall eines Renten-
eintritts im Jahr 2019 liegt der Besteue-
rungsanteil der Rente bei 78 %. Für Zugänge 
ab dem Jahr 2040 ist die Rente vollständig 
zu versteuern. Außerdem hängt die Steuer-
belastung im Einzelfall von zahlreichen wei-
teren Faktoren ab (Veranlagungsart, sons-
tige Einkünfte, Abzugsbeträge). Derzeit 
dürfte das Versorgungsniveau bei Renten-
zugang nach Steuern (ohne weitere Ein-
künfte und ohne Kindergeldansprüche) 
näherungsweise knapp 10 Prozentpunkte 
höher liegen als das Niveau vor Steuern.3)

Jährliche Rentenanpassung

Die jährliche Rentenanpassung wird prinzi-
piell von drei Faktoren bestimmt: erstens der 
Veränderungsrate der beitragspfl ichtigen 
Entgelte je Beschäftigten; zweitens der Ver-
änderung des Beitragssatzes zur Rentenver-
sicherung und des unterstellten privaten 
Altersvorsorgeanteils sowie drittens dem 
Nachhaltigkeitsfaktor. Dabei werden die 
Entgelte separat für West- und Ostdeutsch-
land berechnet. Für alle anderen Faktoren 
gelten bundeseinheitliche Werte.

Die konkrete Anpassungsformel lautet (§ 68 
SGB VI):

ARWt = ARWt�1 ⇤
BEt�1

BEt�2
⇤

bBEt�2
bBEt�3 /BEt�2

BEt�3

⇤ 100−AV At�1 −RV Bt�1

100−AV At�2 −RV Bt�2

⇤
 ⇣

1− RQt�1

RQt�2

⌘
⇤ ↵+ 1

!

Dabei bezeichnen

– ARW den aktuellen Rentenwert. Dieser 
transformiert die Ansprüche in Form von 
Entgeltpunkten in konkrete Eurobeträge.

– BE die Bruttolöhne und -gehälter je Be-
schäftigten.

– bBE die beitragspfl ichtigen Entgelte je 
Beschäftigten (ohne Beamtinnen und  
Beamte und einschl. Arbeitslosengeld-
beziehende).

– AVA den Altersvorsorgeanteil, der den 
für eine Riester- Rente vorgesehenen Bei-
trag widerspiegelt (seit 2012 unverändert 
bei 4%).

– RVB den Rentenversicherungsbeitrags-
satz.

– RQ den Rentnerquotienten, der die An-
zahl der errechneten Standardrenten in 
Relation zur Anzahl der errechneten 
Durchschnittsbeiträge setzt, und α einen 
Sensitivitätsparameter, der auf 0,25 fest-
gelegt ist. Änderungen im Rentnerquo-
tienten beeinfl ussen damit zu einem Vier-
tel die Rentenanpassung.

Die endgültigen Ergebnisse zur Entwicklung 
der durchschnittlichen beitragsrelevanten 
bBE liegen erst mit einer Verzögerung von 
gut einem Jahr vor. Daher wird für die jewei-
lige Anpassung zur Jahresmitte zunächst 
vorläufi g die Steigerungsrate von BE in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
aus dem Vorjahr verwendet. Im weiteren 
Verlauf wird diese über einen Korrekturfak-
tor zeitverzögert an die bBE- Entwicklung 
angeglichen (Korrektur um Relation der Ent-
wicklung von bBE zu BE im Vorvorjahr).

2 Praktisch wird der steuerfreie Rententeil im Jahr des 
Rentenzugangs als Eurobetrag ermittelt und dann kon-
stant gehalten. Künftige Rentenerhöhungen sind da-
durch voll zu versteuern. 
3 Standardrente und Durchschnittsentgelt ohne Be-
rücksichtigung zusätzlicher Einkünfte.
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ben. Diese orientiert sich an der Lohnentwick-

lung. Sie berücksichtigt aber unter anderem 

auch Belastungen durch Sozialbeiträge und 

einen demografischen Faktor (siehe auch die 

Ausführungen auf S. 57 f.).

Die Absicherung durch die GRV wird in der 

öffentlichen Diskussion häufig am Sicherungs-

niveau vor Steuern (im Folgenden: Versorgungs-

niveau) gemessen. Das Versorgungsniveau bil-

det grob gesprochen den Rentenanspruch im 

Verhältnis zum vorherigen Einkommen ab. Kon-

kret handelt es sich um das Verhältnis einer 

Standardrente zum aktuellen Durchschnittsent-

gelt, wobei jeweils die anfallenden Sozialbei-

träge abgezogen werden (vgl. die Ausführun-

gen auf S. 57 f.). Standardrente bezeichnet da-

bei eine Rente nach 45 Beitragsjahren mit 

jeweils einem Durchschnittsentgelt (also mit 45 

Entgeltpunkten). Derzeit liegt das so definierte 

Versorgungsniveau bei gut 48 %. Bis 2025 gilt 

eine Haltelinie von 48 %.

Rückschau auf Entwicklungs-
tendenzen seit 2008  7)

Nach finanziell schwierigen Zeiten hat die GRV 

seit einigen Jahren von günstigen Rahmen-

bedingungen und vorangegangenen Reformen 

profitiert. So verbesserte sich insbesondere die 

Lage am Arbeitsmarkt: Die Arbeitslosigkeit 

sank, und die Erwerbstätigkeit stieg stark, ins-

besondere im Alter. Hinzu kam eine Pause beim 

demografisch bedingten Ausgabendruck, weil 

die Nachkriegsjahrgänge, die in Rente gingen, 

vergleichsweise schwach besetzt waren. Nur 

kurz und begrenzt schlugen sich die Wirt-

schaftskrise 2009 und die konjunkturelle Delle 

um das Jahr 2013 nieder. Die günstige Finanz-

lage der GRV erleichterte es, dass ab dem Jahr 

2014 Leistungen wieder ausgeweitet wurden: 

unter anderem mit der abschlagsfreien Rente 

ab 63 Jahren für besonders langjährige Ver-

sicherte und „Mütterrenten“. Trotz solcher 

Mehrausgaben sank der Beitragssatz seit 2012 

in mehreren Schritten von zuvor 19,9 % auf zu-

letzt 18,6 %. Die Rücklage nahm per saldo den-

noch zu und lag Ende 2018 bei knapp 1,8 Mo-

natsausgaben.

Die GRV-​Einnahmen profitierten vor allem von 

der günstigen Arbeitsmarktentwicklung. So 

wuchs die Zahl der pflichtversichert Beschäftig-

ten in den Jahren 2008 bis 2017 um 5 Millio-

nen. Dies entspricht einem Anstieg um fast ein 

Fünftel oder jahresdurchschnittlich knapp 2 %. 

Die Beitragseinnahmen wuchsen mit durch-

schnittlich fast 3 % und damit schwächer als die 

Lohnsumme (gut 3½%). Dies lag vor allem da-

ran, dass der Beitragssatz um 1,3 Prozentpunkte 

sank.8) Zu den höheren Beitragseinnahmen trug 

nicht zuletzt eine deutlich höhere Erwerbsbetei-

ligung Älterer bei. So verdoppelte sich die Er-

werbstätigenquote der 60- bis 64-​Jährigen von 

2007 bis 2018 auf eine Größenordnung von 

60 %.9) Die Bundesmittel (Bundeszuschüsse und 

Beiträge für Kindererziehungszeiten) legten 

etwas langsamer zu. Ihr Anteil an den Gesamt-

einnahmen sank gegenüber 2007, betrug zu-

letzt aber immer noch mehr als ein Viertel. Aus-

schlaggebend war, dass die Bundesmittel für 

die GRV zu zwei Dritteln an die Pro-​Kopf-​Ent-

Versorgungs-
niveau oft Maß-
stab für Absiche-
rung durch GRV

Positive Entwick-
lung der GRV-​
Finanzen infolge 
günstiger 
Rahmenbedin-
gungen und 
vorangegange-
ner Reformen

Günstige Arbeits
marktentwick-
lung erlaubte, 
Beitragssatz 
deutlich zu 
senken

Versicherten- und Rentenbestand

Quelle:  Deutsche  Rentenversicherung  (2018)  und  eigene  Be-
rechnungen. 1 Wert für 2018 liegt noch nicht vor.  2 Einzelne 
Personen können mehr als eine Rente beziehen.

Deutsche Bundesbank
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Anzahl der Renten 2)

Anzahl der pflichtversichert
Beschäftigten1)

7 Vgl. zur früheren Entwicklung: Deutsche Bundesbank 
(1999; 2008).
8 Zudem verringerten sich die Beiträge der Bundesagentur 
für Arbeit infolge der fallenden Arbeitslosigkeit. Auch wur-
den für Arbeitslosengeld II-​Beziehende seit 2011 keine Ren-
tenbeiträge mehr gezahlt.
9 Vgl. hierzu: Statistisches Bundesamt (2019d).
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Finanzielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung *)

Position 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Einnahmen in Mrd €

Beiträge insgesamt 167,6 169,2 172,8 177,4 181,3 182,0 189,1 194,5 202,2 211,4 221,6
davon

Pfl ichtbeiträge 159,6 160,0 163,7 170,5 174,4 174,8 181,7 187,1 194,7 203,2 212,4

Beiträge für Arbeitslose 5,0 6,1 5,7 3,5 3,3 3,6 3,6 3,4 3,4 3,3 3,3

Sonstige Beiträge 3,0 3,2 3,4 3,5 3,5 3,6 3,8 4,0 4,2 5,0 5,9

Zuweisungen aus dem 
Bundeshaushalt 67,9 68,8 70,6 70,5 71,6 71,4 73,2 74,6 77,0 81,0 83,8
davon

Allgemeiner Bundes-
zuschuss 38,2 38,7 39,9 39,6 39,9 38,9 39,8 40,2 41,4 43,8 44,6

Zusätzlicher Bundes-
zuschuss 18,2 18,7 19,1 19,2 20,1 21,0 21,5 22,2 23,1 24,0 24,9

Beiträge für Kinder-
erziehungszeiten 11,5 11,5 11,6 11,6 11,6 11,6 11,9 12,1 12,5 13,2 14,3

Sonstige Einnahmen 7,3 6,7 6,7 7,1 6,8 6,7 6,8 7,1 7,2 7,4 7,4

Insgesamt 1) 242,8 244,7 250,1 255,0 259,7 260,2 269,1 276,1 286,4 299,8 312,8

Ausgaben

Rentenzahlungen 204,1 208,5 211,9 212,6 216,4 219,6 226,2 236,6 246,1 255,3 263,3

Beiträge zur Krankenver-
sicherung der Rentner 14,1 14,4 14,3 15,0 15,3 15,5 16,0 16,7 17,4 18,0 18,6

Verwaltungsausgaben 3,6 3,6 3,6 3,6 3,7 3,8 3,9 3,9 4,0 4,2 4,2

Sonstige Ausgaben 2) 17,3 18,0 18,3 19,0 19,2 19,4 19,9 20,5 21,1 21,8 22,3

Insgesamt1) 239,0 244,5 248,1 250,2 254,6 258,3 265,9 277,7 288,6 299,3 308,4

Überschuss (+) bzw. 
Defi zit (–) 3,8 0,2 2,1 4,7 5,1 1,9 3,2 -1,6 -2,2 0,5 4,4

Finanzielle Rücklagen 15,9 16,1 18,5 24,1 29,4 32,0 35,0 34,1 32,4 33,4 38,2

nachrichtlich: 
in Monatsausgaben 1,0 1,0 1,1 1,4 1,7 1,8 1,9 1,8 1,6 1,6 1,8

Einnahmen Veränderung gegenüber  Vorjahr in %

Beiträge insgesamt 3,3 0,9 2,1 2,7 2,2 0,4 3,9 2,9 4,0 4,5 4,8
davon

Pfl ichtbeiträge 3,9 0,2 2,3 4,2 2,3 0,2 3,9 3,0 4,1 4,3 4,5

Beiträge für Arbeitslose – 13,1 20,7 – 5,4 – 39,5 – 3,9 7,6 – 0,2 – 3,8 – 2,6 – 2,4 – 0,1

Sonstige Beiträge 4,1 5,3 5,8 3,0 2,1 1,6 6,6 4,2 4,8 19,6 18,8

Zuweisungen aus dem 
Bundeshaushalt 0,6 1,3 2,6 –  0,2 1,7 – 0,3 2,5 1,9 3,2 5,2 3,5
davon

Allgemeiner  
Bundeszuschuss 0,4 1,1 3,2 –  0,6 0,6 – 2,6 2,4 1,0 2,8 5,9 1,8

Zusätzlicher  
Bundeszuschuss 1,8 2,7 2,2 0,8 4,6 4,3 2,5 3,2 4,1 3,9 3,8

Beiträge für Kinder-
erziehungszeiten –  0,6 – 0,1 1,5 –  0,5 0,5 – 0,4 2,4 2,5 3,1 5,4 8,2

Sonstige Einnahmen 4,7 – 7,5 0,6 5,0 – 4,1 – 0,8 1,5 3,2 1,3 3,5 0,2

Insgesamt 1) 2,6 0,8 2,2 1,9 1,9 0,2 3,4 2,6 3,7 4,7 4,3

Ausgaben

Rentenzahlungen 1,2 2,2 1,6 0,4 1,8 1,4 3,0 4,6 4,0 3,7 3,2

Beiträge zur Krankenver-
sicherung der Rentner 2,8 2,7 – 0,6 4,7 1,8 1,6 2,9 4,5 4,1 3,7 3,1

Verwaltungsausgaben 0,7 1,1 – 1,0 2,5 1,4 2,8 2,3 0,9 2,2 4,9 – 1,0

Sonstige Ausgaben 4,2 3,8 1,9 3,6 1,0 1,1 2,6 2,9 3,3 3,2 2,1

Insgesamt1) 1,5 2,3 1,5 0,9 1,7 1,4 3,0 4,4 3,9 3,7 3,0

nachrichtlich: in %
Beitragssatz 19,9 19,9 19,9 19,9 19,6 18,9 18,9 18,7 18,7 18,7 18,6

Versorgungsniveau netto 
vor Steuern 50,5 52,0 51,6 50,1 49,4 48,9 48,1 47,7 48,1 48,3 48,1

Quelle: Deutsche Rentenversicherung. * Angaben in Abgrenzung der Finanzstatistiken. 1 Ohne Zahlungen im Rahmen des Finanzaus-
gleichs. 2 Insbesondere Erstattungen an die knappschaftliche Rentenversicherung und Rehabilitationsaufwendungen.
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gelte gekoppelt sind. Wächst die Beschäf-

tigung, steigen damit die Bundesmittel weniger 

stark als die Beitragseinnahmen, die von der ge-

samten Lohnsumme abhängen.

Wegen der guten Lage am Arbeitsmarkt und 

dem seit 2012 steigenden Rentenalter nahm 

auch das tatsächliche Eintrittsalter für Altersren-

ten seit 2007 im Durchschnitt deutlich auf 64 

Jahre zu (+ 7 Monate seit 2007). Der Zuwachs 

wäre ohne die 2014 eingeführte abschlagsfreie 

Rente ab 63 Jahren sicher noch höher ausgefal-

len. Die Ausgabenseite profitierte von den Ren-

tenreformen im vergangenen Jahrzehnt und der 

demografischen Pause. Insgesamt nahm die 

Zahl der Rentenbeziehenden gegenüber 2007 

um gut 1 Million Personen oder jahresdurch-

schnittlich um ½ % zu. Die Rentenausgaben 

stiegen durchschnittlich um 2½% und damit 

schwächer als die Beitragseinnahmen.

Die grundlegenden Reformen zu Beginn des 

vergangenen Jahrzehnts dämpften vor allem die 

Rentenanpassungen.10) Zudem wurde 2007 be-

schlossen, das Rentenalter von 2012 bis 2031 

von 65 Jahren auf 67 Jahre zu erhöhen.11) 

Außerdem wurde der  vorzeitige Renteneintritt 

erschwert. Durch die reduzierten Rentenanpas-

sungen, aber auch die höheren Beiträge für die 

soziale Pflegeversicherung sank das Versor-

gungsniveau. Ausgehend von 51,3 % im Jahr 

2007 ging es auf 48,1% im vergangenen Jahr 

zurück. Die gute Beschäftigungsentwicklung 

stützte das Versorgungsniveau dabei über den 

Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenformel. Die-

ser zielt darauf ab, den Anstieg des Rentenbei-

tragssatzes im demografischen Wandel zu be-

grenzen. Dazu bewirkt er im Prinzip, dass die 

Renten langsamer wachsen, wenn sich das Ver-

hältnis von Rentenbeziehenden zu Beitragszah-

lenden erhöht (vgl. die Ausführungen auf 

S. 58). In den letzten Jahren erhöhte er die Ren-

ten indes, da die Zahl der Beitragszahlenden 

stärker zunahm als die der Rentenbeziehenden 

(vgl. zur zahlenmäßigen Entwicklung das Schau-

bild auf S. 59).

Alles in allem entwickelten sich die Rentenfinan-

zen damit seit 2008 deutlich günstiger als sei-

nerzeit erwartet. Ausschlaggebend war die 

positive Beschäftigungsentwicklung. Obwohl 

zwischenzeitlich Leistungen ausgeweitet wur-

den, liegen der Beitragssatz heute 1,4 Prozent-

punkte niedriger und das Versorgungsniveau 

1  Prozentpunkt höher als beispielsweise im 

Herbst 2007 vorausberechnet.12)

Ausgaben durch 
demografische 
Pause und 
frühere Refor-
men gedämpft, 
zuletzt aber 
Leistungs
ausweitungen

Frühere 
Reformen 
stabilisierten 
Rentenfinanzen

GRV entwickelte 
sich deutlich 
günstiger als 
erwartet

Rentenausgaben

Quelle:  Deutsche  Rentenversicherung  (2018)  und  eigene  Be-
rechnungen. 1 Insbesondere Umfang und Struktur des Renten-
bestandes. Hier schlagen sich auch Leistungsausweitungen wie 
die „Mütterrenten“ oder die abschlagsfreie Rente mit  63 Jah-
ren nieder.
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10 Gleichzeitig wurde die kapitalgedeckte ergänzende 
Altersvorsorge auf individueller Ebene (Riester-​Rente) stär-
ker aus Steuermitteln gefördert. Auch die betriebliche 
Altersversorgung wurde in diesem Zeitraum zunehmend be-
günstigt. Ziel ist dabei, dass eine ergänzende kapitalge-
deckte Vorsorge planmäßig niedrigere GRV-​Versorgungs-
niveaus abfedert.
11 Die gesetzliche Regelaltersgrenze (Rentenalter) von 67 
Jahren gilt erstmals für den Geburtsjahrgang 1964. Dieser 
geht damit im Jahr 2031 mit 67 Jahren statt nach altem 
Recht im Jahr 2029 mit 65 Jahren regulär in Rente. Hinsicht-
lich des Renteneintritts gelten verschiedene Ausnahmen, 
wie insbesondere die angesprochene abschlagsfreie Rente 
ab 63 Jahren.
12 Vgl.: BMAS (2007).
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Demografischer Wandel 
setzt Rentenfinanzen unter 
Druck

Auf die Rentenversicherung wirkt sich der 

demografische Wandel stark aus. Zentrale Fak-

toren sind die Geburtenrate, die Lebenserwar-

tung und die Migration. Darüber hinaus ist für 

die Rentenversicherung wichtig, wie sich die Er-

werbsbeteiligung entwickelt.

Die Geburtenrate13) ist seit Mitte der 1960er 

Jahre stark gesunken. Sie ging von etwa 2½ re-

lativ zügig auf etwas unter 1½ zurück. Zuletzt 

lag sie wieder etwas höher bei 1,57. Das Statis-

tische Bundesamt unterstellt in der Basisvariante 

seiner aktuellen Bevölkerungsvorausschätzung 

eine weitgehend unveränderte Geburtenrate 

von 1,55.14) Der starke Rückgang vor etwa 

50 Jahren hat eine Art demografischen Buckel 

zur Folge: Vor allem wenn die relativ geburten-

starken Jahrgänge der 1960er Jahre (Baby-​Boo-

mer) ab Mitte der 2020er Jahre in Rente gehen, 

müssen sie von deutlich kleineren Kohorten 

finanziert werden. Mit dem Versterben der 

Baby-​Boom-​Generation lässt der zusätzliche 

Druck auf die Rentenversicherung durch beson-

ders ungleiche Kohortengrößen wieder nach.

In der genannten Bevölkerungsvorausberech-

nung steigt die Lebenserwartung kontinuierlich 

weiter. Im Jahr 1960 betrug die fernere Lebens-

erwartung im Alter von 65 Jahren im Durch-

schnitt (Männer und Frauen) 13½ Jahre. Seit-

dem ist sie auf 19½ Jahre gestiegen. Bis zum 

Jahr 2070 ist damit zu rechnen, dass sie um 

weitere 4½ Jahre zunimmt. Bei unverändertem 

Rentenalter steigt damit die Rentenbezugs-

dauer stetig an.

In den vergangenen Jahren kam es zu erheb-

lichen Nettozuwanderungen. In den letzten 

zehn Jahren beliefen sie sich jahresdurchschnitt-

lich auf eine Größenordnung von 400 000 Per-

sonen. Dazu hat im Wesentlichen die arbeits-

marktorientierte Zuwanderung beigetragen. Für 

die GRV ist entscheidend, inwiefern sich durch 

Migration die Zahl und Struktur der Beitragszah-

lenden und dann später der Rentenbeziehen-

den verändern. Dafür sind drei Dinge entschei-

dend: das Alter der Zu- und Abwandernden, die 

Integration in den Arbeitsmarkt und der Einfluss 

auf die weitere demografische Entwicklung.15) 

In der Bevölkerungsvorausberechnung sinkt die 

Nettomigration bis zum Jahr 2026 auf etwa 

200 000 Personen pro Jahr (entspricht weit-

gehend dem langfristigen Mittelwert). Danach 

bleibt sie konstant. Die Migration wirkt damit 

dem Effekt der niedrigen Geburtenrate ent-

gegen.

Alle drei demografischen Faktoren beeinflussen 

den Altenquotienten. Dieser bildet das Verhält-

nis der Älteren zu den Personen im Erwerbsalter 

ab. Das Erwerbsalter ist dabei häufig als Alters-

spanne von 20 Jahren bis unter 65 Jahren de-

finiert. Da das Rentenalter aber sukzessive 

steigt, ist es im Folgenden als Spanne von 

20 Jahren bis zum Rentenalter (der gesetzlichen 

Regelaltersgrenze) abgegrenzt. Beispielsweise 

lag im Jahr 1990 der so definierte Altenquotient 

bei 24%. Auf eine Person oberhalb des Renten-

alters kamen also etwa vier Personen im Er-

werbsalter. Bis zum Jahr 2035 könnte der Alten-

quotient mit Rentenzugang der geburtenstar-

ken Jahrgänge auf 45% steigen. Im weiteren 

Verlauf bliebe der Altenquotient zunächst weit-

gehend stabil. Zwar steigt die Lebenserwartung 

weiter, aber es versterben nach und nach die 

starken Baby-​Boom-​Kohorten. Bliebe wie nach 

derzeitiger Rechtslage das Rentenalter dann un-

verändert bei 67 Jahren, schlüge danach die er-

wartete steigende Lebenserwartung allerdings 

Renten
versicherung 
stark abhängig 
vom demogra-
fischen Wandel

Geburtenrate 
und …

… Lebens
erwartung 
belasten, …

… Migration 
entlastet

Demografischer 
Wandel erhöht 
Altenquotient 
und setzt 
Rentenfinanzen 
unter Druck

13 Die Geburtenrate spiegelt für jedes Jahr die hochgerech-
nete Zahl der Geburten je Frau im Alter zwischen 15 bis 49 
Jahren wider. Es handelt sich hierbei um die zusammen-
gesetzte Geburtenziffer eines Kalenderjahres, vgl. hierzu 
ausführlicher: Statistisches Bundesamt (2012; 2019a).
14 Dies würde für sich genommen zu einem Bevölkerungs-
rückgang führen. Vgl. hierzu: Statistisches Bundesamt 
(2019b). Die Vorausberechnungen reichen dabei bis zum 
Jahr 2060.
15 Bei Abwanderung können Rentenansprüche bestehen. 
Dann wird die Rentenversicherung im weiteren Verlauf 
nicht entlastet, obwohl die Zahl der inländischen Personen 
im Rentenalter geringer ausfällt. Umgekehrt gilt dies etwa 
für zuwandernde ältere Personen ohne Rentenansprüche. 
Im Nachhaltigkeitsfaktor werden alle gezahlten Renten be-
rücksichtigt (auch die von ausgewanderten Rentenbezie-
henden).
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wieder durch. Ein anhaltender Anstieg des Al-

tenquotienten wäre die Konsequenz. Im Jahr 

2070 läge er bei etwa 53 %. Auf eine Person 

oberhalb des Rentenalters kämen dann also 

weniger als zwei Personen im Erwerbsalter (vgl. 

oben stehendes Schaubild).

Neben diesen demografischen Faktoren spielt 

die Veränderung der Erwerbsbeteiligung für die 

Rentenfinanzen eine wichtige Rolle. Steigt die 

Erwerbsbeteiligung, mildert dies den demogra-

fischen Druck vorübergehend ab – bis sich die 

entsprechenden Rentenansprüche nieder-

schlagen. Für Deutschland lässt sich bei der Er-

werbsbeteiligung ein stabiler Aufwärtstrend er-

kennen. So ist etwa das Verhältnis abhängig 

Beschäftigter zur Bevölkerung in der Alters-

spanne zwischen 20 Jahren und gesetzlichem 

Rentenalter von 66 % im Jahr 1995 auf derzeit 

gut 80 % gestiegen. Zumeist ist in den Voraus-

berechnungen unterstellt, dass diese Quote 

noch etwas weiter zunimmt.16)

Zusammengenommen üben die genannten 

Entwicklungen gleichwohl erheblichen Druck 

auf die Rentenfinanzen aus. Es besteht daher 

aus heutiger Sicht Anpassungsbedarf bei den 

Steigende 
Erwerbsbetei-
ligung wirkt 
demografischem 
Druck zeitweise 
entgegen

Zentrale demografische Kenngrößen

Quelle:  Angaben des Statistischen Bundesamtes (2016; 2017a, 2017b; 2019b) bis  2060 und eigene Berechnungen. 1 Geburten pro 
Frau in der Altersspanne zwischen 15 Jahren und 49 Jahren, berechnet für das Berichtsjahr. 2 Zuzüge abzüglich Fortzüge. Vor 1991 frü-
heres Bundesgebiet. 3 Mit Rentenalter wird hier die gesetzliche Regelaltersgrenze bezeichnet. Diese steigt nach derzeitiger Rechtslage 
auf 67 Jahre bis 2031.
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16 Vgl. hierzu ausführlicher die Ausführungen auf S. 66 f. 
und Statistisches Bundesamt (2019c).
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zentralen Stellgrößen der Rentenversicherung 

gegenüber den derzeitigen Werten: Andernfalls 

steigen die Ausgaben auf Dauer deutlich stärker 

als die Einnahmen. Die zentralen Stellgrößen 

der Rentenversicherung sind dabei der Beitrags-

satz, das Versorgungsniveau, das Rentenalter 

(und damit die durchschnittliche standardisierte 

Rentenbezugsdauer) und die Bundesmittel.

Rentenpolitische Weichen-
stellungen bis 2025

Die Reformen der 2000er Jahre stellten wich-

tige Weichen, um den demografischen Wandel 

in der Rentenversicherung zu bewältigen. Sie 

sahen vor, die Lasten über alle Stellgrößen zu 

verteilen: Erstens werden die Rentenerhöhun-

gen und damit das Versorgungsniveau ge-

dämpft (flankierend wird die freiwillige private 

Vorsorge gefördert). Zweitens sind steigende 

Beitragssätze angelegt. Drittens sollen die Bun-

desmittel erheblich steigen (stärker als die Be-

messungsgrundlagen der Steuern). Viertens 

steigt das Rentenalter bis Anfang der 2030er 

Jahre auf 67 Jahre.

Im weiteren Verlauf wurden dann seit dem Ren-

tenpaket des Jahres 2014 Leistungen wieder 

selektiv ausgeweitet. Zur Finanzierung sind für 

sich genommen ein höherer Beitragssatz und 

zusätzliche Bundesmittel erforderlich, gleichzei-

tig fällt das Versorgungsniveau insgesamt nied-

riger aus. Das jüngste Rentenpaket 2019 ver-

änderte dann die grundlegenden Mechanismen 

für Beitragssatz- und Rentenanpassung bis ein-

schließlich 2025: Der Beitragssatz darf bis dahin 

nicht über 20 % steigen und das Versorgungs-

niveau nicht unter 48 % sinken (doppelte Halte-

linie). Damit sind aus heutiger Sicht Finanzie-

rungslücken angelegt. Diese sind durch höhere 

Bundesmittel auszugleichen. Für die Zeit da-

nach ist eine grundlegende Reform angekün-

digt. Ohne weitere Anpassungen wäre ab 2026 

wieder das zuvor geltende Recht mit dem be-

schriebenen Belastungsmix maßgeblich.

Längerfristige Perspektiven – 
derzeitige Rechtslage

Wie sich der demografische Wandel auf die 

Rentenversicherung auswirkt, kann mit Voraus-

berechnungen abgeschätzt werden. Die Bun-

desregierung schaut in ihrem jährlichen Renten-

versicherungsbericht jeweils auf die nächsten 

14 Jahre, zuletzt im November 2018 bis 2032.17) 

Dies reicht jedoch nicht, um die bereits abseh-

baren Folgen des demografischen Wandels ab-

zubilden. Wesentliche Veränderungen – etwa 

im Zusammenhang mit den Baby-​Boomern – 

ergeben sich erst im weiteren Verlauf. So rech-

net beispielsweise die Europäische Kommission 

in ihrem letzten Ageing Report bis zum Jahr 

2070.18) Zwar wächst die Unsicherheit mit dem 

Zeithorizont erheblich. Die grundlegenden Zu-

sammenhänge und Herausforderungen für die 

GRV lassen sich gleichwohl erfassen. So können 

aus jeweils aktueller Sicht die erwarteten Ent-

wicklungen und Wirkungen möglicher Refor-

men abgeschätzt werden. Längerfristige Voraus-

berechnungen liefern damit wichtige Informa-

tionen für Reformentscheidungen. Insgesamt 

verdeutlichen sie die Perspektiven und Risiken 

der staatlichen Alterssicherung für Politik und 

Versicherte.

Im Folgenden werden die Langfristperspektiven 

bis zum Jahr 2070 auf Basis eines Mehrgenera-

tionen-​Modells (Overlapping Generations: OLG) 

der Bundesbank abgebildet. Dieses berücksich-

tigt die mittlere Variante der Bevölkerungs-

vorausberechnung des Statistischen Bundes-

amtes (siehe zu den Annahmen und zum OLG-​

Modell die Ausführungen auf S.  65 ff.). Dar-

gestellt wird im Folgenden zunächst eine 

Simulation auf Basis des derzeitigen Rechtsstan-

des. Im Anschluss verdeutlichen weitere Simu-

lationen die Bedeutung der zentralen Renten-

stellgrößen. Die Ergebnisse solcher Langfrist-

berechnungen mit einem stilisierten Modell sind 

mit Vorsicht zu interpretieren: Sie sind nicht als 

präzise Punktprognosen zu verstehen. Vielmehr 

Zentrale Stell-
größen der 
Rentenversiche-
rung müssen 
angepasst 
werden

Reformen der 
2000er Jahre 
sahen breite 
Lastverteilung 
vor

Bis 2025 Halte-
linien und 
Bundeshaushalt 
mit Puffer
funktion

Längere 
Horizonte bei 
Vorausberech-
nung wichtig

Langfristige 
Vorausschau mit 
OLG-​Modell

17 Vgl. hierzu: BMAS (2018).
18 Siehe hierzu: Europäische Kommission (2018).
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Zum OLG- Modell und wesentlichen Annahmen 
der Simulationen

Grundzüge des OLG- Modells

Die Simulationsergebnisse basieren auf 

einem in der Bundesbank entwickelten all-

gemeinen Gleichgewichtsmodell mit über-

lappenden Generationen (Overlapping Gen-

erations: OLG).1) Es beinhaltet gewinnmaxi-

mierende Unternehmen, rationale nutzen-

maximierende private Haushalte und den 

Staat. Dieser Modellrahmen erfasst mikro- 

und makroökonomische Zusammenhänge. 

Haushalte reagieren somit beispielsweise 

auf Änderungen bei der gesetzlichen Ren-

tenversicherung (GRV), etwa des Renten-

alters oder des Versorgungsniveaus. Das 

veränderte Haushaltsverhalten wiederum 

beeinfl usst die gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung und die Staatsfi nanzen. Die GRV 

ist somit in ein gesamtwirtschaftliches 

Modell integriert. Hierin liegt ein Unter-

schied zu früheren Analysen der Bundes-

bank.2) In den Simulationen liegt der Fokus 

aber auf budgetären Zusammenhängen der 

Rentenversicherung im Kontext des demo-

grafi schen Wandels. Vor diesem Hinter-

grund wurde die gesamtwirtschaftliche 

Modellierung teils vereinfacht.

Das Modell konzentriert sich auf Deutsch-

land. Die jeweiligen Parameter sind deshalb 

auf die deutsche Situation zugeschnitten. 

Dabei dürfte die Entwicklung der Kapitalren-

dite in Deutschland überwiegend von der 

Entwicklung am internationalen Kapital-

markt abhängen. Dieser ist im vorliegenden 

Einlandmodell aber nicht modelliert. Im 

Basisszenario bestimmt somit die durch die 

alternde Bevölkerung steigende Sparnei-

gung der inländischen privaten Haushalte 

die Kapitalrendite. Dies erscheint insofern 

gerechtfertigt, als internationale demogra-

fi sche Entwicklungen in der Grundtendenz 

vergleichbar sind. Es wären somit ähnliche 

Ergebnisse zu erwarten, wenn das Modell 

einen internationalen Kapitalmarkt beinhal-

ten würde. Der demografi sche Wandel 

würde für sich genommen auch dann zu 

niedrigeren Kapitalrenditen führen. Es er-

scheint allerdings plausibel, dass deutsche 

Rentenreformen die internationale Kapital-

rendite nur sehr begrenzt beeinfl ussen. Inso-

fern wurde der Renditepfad in den vom 

Basisszenario abweichenden Simulationen 

unverändert gelassen.

Die Generationen im Modell

In der Modellökonomie leben mehrere Ge-

nerationen gleichzeitig. Jedes Jahr tritt eine 

neue Generation ein (genauer: eine Kohorte 

von 20- Jährigen). Die Generationen können 

unterschiedlich groß sein. Eine einzelne Ge-

neration ist für sich genommen homogen 

und besteht aus identischen Haushalten. 

Hierin liegt eine wesentliche Vereinfachung. 

So können insbesondere Fragen zur Einkom-

mensverteilung innerhalb der Generationen 

nicht analysiert werden (z. B. zur Alters-

armutsgefährdung). Zu einem Zeitpunkt be-

fi nden sich die verschiedenen Generationen 

in unterschiedlichen Lebensphasen: Haus-

halte durchwandern einen Lebenszyklus, in 

dem sie zuerst arbeiten und später im Ruhe-

stand sind. Am Ende einer jeden Periode 

sterben die einzelnen Haushalte mit einer 

vorgegebenen Wahrscheinlichkeit. Je älter 

ein Haushalt ist, desto größer ist diese 

1 Das Modell basiert methodisch auf dem Ansatz von 
Auerbach und Kotlikoff (1987). Es handelt sich dabei im 
Kern um ein Modell, wie es auch verwendet wird in 
Börsch- Supan und Ludwig (2009) oder in Vogel et al. 
(2017). Es wird demnächst in einem  Diskussionspapier 
der Bundesbank detailliert vorgestellt.
2 Vgl. insbesondere: Deutsche Bundesbank (2016).
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Wahrscheinlichkeit. Später geborene Jahr-

gänge haben eine höhere Lebenserwartung.

Demografi e und Erwerbsbeteiligung

Der Fokus dieses Bundesbank- OLG- Modells 

liegt auf den demografi schen Herausforde-

rungen für Deutschland aus der heutigen 

Sicht. Hierzu bildet es die für Deutschland 

projizierte Bevölkerungsentwicklung detail-

liert ab.

Die wesentlichen demografi schen Stellgrö-

ßen sind Geburtenrate, Lebenserwartung 

und Migration. Die modellierte Bevölke-

rungsentwicklung basiert dabei bis zum Jahr 

2060 auf einer mittleren Variante der jüngs-

ten Vorausberechnungen des Statistischen 

Bundesamtes.3) Nach 2060 werden die An-

nahmen für Geburtenrate und Migration 

konstant gehalten. Die Lebenserwartung 

steigt zunächst noch bis 2100 im Durch-

schnitt der Vorjahre und bleibt dann stabil.4)

Neben der Anzahl an Personen im erwerbs-

fähigen Alter ist die Erwerbsbeteiligung be-

deutsam. Die Erwerbsbeteiligung ist im 

Modell defi niert als das Verhältnis der An-

zahl an abhängig Beschäftigten zur Anzahl 

an Personen im Alter zwischen 20 Jahren 

und dem gesetzlichen Rentenalter.5) Die Er-

werbsbeteiligung der einzelnen Geburtsjahr-

gänge verläuft im Lebenszyklus hügel förmig. 

Für die vergangenen Jahre zeigt sich eine 

steigende Erwerbsbeteiligung insbesondere 

von Frauen und Älteren. Es wird in der 

Modellierung unterstellt, dass sich dieser 

Trend fortsetzt. Ein steigendes gesetzliches 

Rentenalter führt dabei zu einem längeren 

Erwerbsleben. Im Modell steigt die Erwerbs-

beteiligung im Basisszenario unter den ge-

troffenen Annahmen von 80¼% im Jahr 

2018 auf 81½% im Jahr 2035. Bis 2050 er-

reicht sie 82¼% und bleibt danach kon-

stant. Insgesamt besteht hinsichtlich der An-

nahmen zur Erwerbsbeteiligung eine beson-

dere Unsicherheit.

Der Staat im Modell

Der Staat erhebt proportionale Steuern auf 

Arbeitseinkommen, Renten, Kapitaleinkom-

men und privaten Konsum. Das Budget des 

Staates ist annahmegemäß jährlich aus-

geglichen. Dies geschieht dadurch, dass sich 

der Konsumsteuersatz endogen anpasst. Die 

– wenn auch vereinfachte – Modellierung 

des Staates zeichnet ein umfassenderes Bild 

als Modelle, die allein auf die GRV be-

schränkt sind.

Die GRV ist im Modell relativ detailliert ab-

gebildet. Die Einnahmen der GRV setzen 

sich aus Sozialbeiträgen und Bundesmitteln 

zusammen. Diese Einnahmen fi nanzieren 

die jährlichen Ausgaben der GRV. Der Bei-

tragssatz wird im Basisszenario so gesetzt, 

dass das jährliche Budget der GRV aus-

geglichen ist. Die Bundesmittel orientieren 

3 Vgl.: Statistisches Bundesamt (2019b). Es wurden die 
Annahmen der jeweils zweiten Variante (G2- L2- W2) 
gewählt. Bei diesen liegen Geburtenrate, Lebenserwar-
tung und Wanderungssaldo (Migration) im Mittelfeld 
der übrigen Varianten.
4 Die Vorausberechnungen enthalten auch Angaben 
zum Altersprofi l der jeweils Zu- und Abgewanderten. 
Das Modell unterscheidet jedoch nicht zwischen neu 
Zugewanderten und den bisher im Inland lebenden 
Personen.
5 Es wird unterstellt, dass der Anteil der Selbstständi-
gen an den Erwerbspersonen konstant bleibt (9½ %). 
Zudem wird angenommen, dass der Anteil der sozial-
versicherungspfl ichtig Beschäftigten an den abhängig 
Beschäftigten unverändert bleibt (81%).

Zentrale demografi sche Stellgrößen
 

Stellgröße Annahme

Geburtenrate Konstant bei 1,55 Kindern
je Frau.

Lebenserwartung im Alter 
von 65 Jahren

Steigt von 84,4 Jahren (2018)
auf 89,0 (2070) Jahre.

Nettomigration (Saldo 
aus Zu- und Fortzügen)

Sinkt bis 2026 auf 206 000 
Personen pro Jahr, danach kon-
stant (2018: 400 000).
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sich zum überwiegenden Teil am Beitrags-

satz und dem Pro-Kopf-Lohn, und insofern 

wird der Bund wie eine beitragszahlende 

Person behandelt. Zum kleineren Teil ent-

wickeln sie sich wie die Sozialbeiträge.6)

Die individuelle Rentenhöhe ergibt sich aus 

den in der Erwerbsphase erworbenen Ent-

geltpunkten und dem aktuellen Rentenwert. 

Dabei liegen im Wesentlichen die Renten-

anpassungsformel nach derzeitiger Rechts-

lage oder die jeweilige Ausgestaltung in den 

abweichenden Simulationen zugrunde.

Beim Staat sind neben den Bundesmitteln 

für die GRV Ausgaben für den Staatskonsum 

modelliert. Letzterer wird im Zeitverlauf in 

Relation zur gesamtwirtschaftlichen Wert-

schöpfung stabil gehalten. Die Bundesmittel 

steigen hingegen in allen Simulationen 

schneller als die Wertschöpfung und damit 

die modellierte Steuerbasis. Dies führt letzt-

lich zu einem steigenden Konsumsteuersatz.

Ausgaben der gesetzlichen  Renten-
versicherung

Die im Modell abgebildeten Ausgaben der 

GRV enthalten sowohl Ausgaben für Renten 

wegen Alters als auch weitere Ausgaben der 

GRV: Renten bei Erwerbsminderung und für 

Hinterbliebene, Beiträge zur gesetzlichen 

Krankenversicherung oder Ausgaben für Re-

habilitation und Verwaltung. Abgesehen 

von den Hinterbliebenenrenten wird für sie 

unterstellt, dass sie sich parallel zu den Aus-

gaben der regulären Altersrente entwickeln. 

Die Hinterbliebenenrenten zeigten in der 

Vergangenheit einen deutlich rückläufi gen 

Trend. Dieser dürfte nicht zuletzt mit der ge-

stiegenen Erwerbsbeteiligung vor allem der 

Frauen (bei verschärften Anrechnungs-

bestimmungen) zusammenhängen. Dieser 

Trend wird bis zum Jahr 2070 fortgeschrie-

ben. Im Ergebnis halbiert sich bis dahin der 

Anteil der Hinterbliebenenrente in etwa (ge-

genüber dem heutigen Niveau).

Quantitative Ergebnisse anschaulich, 
aber konkrete Zahlen mit Vorsicht zu 
interpretieren

Der Aufsatz weist quantitative Ergebnisse 

für die jeweiligen Simulationen aus. So kön-

nen Entwicklungstendenzen abgebildet und 

wichtige Zusammenhänge dargestellt wer-

den. Es handelt sich dabei aber nicht um 

Prognosen mit dem Anspruch, die Zukunft 

genau vorherzusagen. Angesichts der hohen 

Unsicherheit ist dies – wie auch bei anderen 

Modelltypen – unrealistisch. So sind auch 

etliche Aspekte nur stilisiert erfasst und öko-

nomische Zusammenhänge vereinfacht ab-

gebildet. Dies ist nötig, um das Modell 

handhabbar zu machen. Zudem sind zahl-

reiche Annahmen für sehr lange Zeiträume 

zu treffen. Insofern sind die ausgewiesenen 

konkreten Zahlen mit Vorsicht zu interpre-

tieren.

6 Im Ergebnis wird damit das Gewicht der Bundesmit-
tel im Fall von steigenden Beitragssätzen etwas über-
schätzt, da ein Teil der Bundeszuschüsse nicht an den 
Beitragssatz angebunden ist. Die Bundesmittel sind im 
Modell im Übrigen etwas breiter abgegrenzt und bein-
halten auch Beitragszahlungen aus anderen Sozialver-
sicherungszweigen, die hier nicht explizit modelliert 
sind.
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verdeutlichen sie wesentliche Zusammenhänge 

und für einzelne Maßnahmen die relativen Grö-

ßenordnungen ihrer Wirkungen.

Die Ergebnisse des Basisszenarios, das die der-

zeitige Rechtslage berücksichtigt, liegen im 

Spektrum anderer Simulationen.19) Dabei er-

geben sich Abweichungen unter anderem aus 

Unterschieden in der Modellklasse, den ge-

troffenen Annahmen, dem Ausgangsjahr (und 

damit dem letzten Ist-​Datenstand) sowie den 

zugrunde gelegten rechtlichen Regelungen.

Beitragssatz

Der Beitragssatz ist anzuheben, wenn andern-

falls der Mindestumfang der Schwankungs-

reserve unterschritten würde. Bis zum Jahr 2025 

gilt aber die Obergrenze für den Beitragssatz 

von 20 %. Demografiebedingt ist damit zu rech-

nen, dass die derzeit hohe Rücklage in den 

kommenden Jahren bis auf ihre Untergrenze 

abschmilzt und der Beitragssatz von derzeit 

18,6 % anzuheben ist. Aus heutiger Sicht er-

reicht der Beitragssatz die Obergrenze im Jahr 

2025. Gemäß der Simulation auf Basis der der-

zeitigen Rechtslage steigt der Beitragssatz da-

nach bis Ende der 2030er Jahre mit dem Ren-

tenzugang der Baby-​Boomer besonders stark 

(auf eine Größenordnung von 24 %). Bis 2070 

wächst er zwar langsamer, aber immer noch 

deutlich weiter (auf 26 %).

Versorgungsniveau nach 
45 Beitragsjahren

Für das Versorgungsniveau (vgl. Erläuterungen 

auf S. 57 f.) greift bis 2025 die Haltelinie von 

48 %. Danach wirkt nach geltendem Recht wie-

der der Nachhaltigkeitsfaktor. Vor allem deshalb 

sinkt dann das Versorgungsniveau kontinuier-

lich.20) Ende der 2030er Jahre ergeben die Simu-

lationen eine Größenordnung von knapp 43 %, 

2070 von 40 %. Dem Rückgang steht potenziell 

eine freiwillige private Altersvorsorge gegen-

über, worauf die diesbezüglichen Fördermaß-

nahmen abzielen.21)

Generell ist zu beachten, dass zwar das aus-

gewiesene Versorgungsniveau bei konstant 45 

Beitragsjahren sinkt, aber – mit dem auf 67 

Jahre steigenden Rentenalter – die Beitragsjahre 

zunehmen. Auf diesen Aspekt wird im Folgen-

den noch eingegangen. Zudem ist im Hinblick 

auf die Absicherung durch die Rentenversiche-

rung zu berücksichtigen, dass der Anteil von 

Rentenbeziehenden in den jeweiligen Kohorten 

im Zeitverlauf spürbar steigt: Hier schlägt sich 

nieder, dass die vorangegangene Erwerbsbetei-

ligung in sozialversicherungspflichtiger Beschäf-

tigung im Zeitverlauf deutlich zugenommen 

hat.

Rentenalter

Das auf 67 Jahre steigende Rentenalter (gesetz-

liche Regelaltersgrenze) verhindert bis 2031, 

dass die zunehmende Lebenserwartung die 

relative Rentenbezugsdauer erhöht. Als relative 

Rentenbezugsdauer wird das Verhältnis zwi

schen Jahren des Rentenbezugs und Jahren der 

Beitragszahlungen bei regulärem Renteneintritt 

bezeichnet.22) Im weiteren Verlauf (ab den 

2030er Jahren) stehen –  bei einem ab dann 

Ergebnisse des 
Basisszenarios 
im Spektrum 
anderer 
Veröffent
lichungen

Demografischer 
Druck erhöht 
Beitragssatz 
und …

… senkt Ver
sorgungsniveau

Stärkere und 
längere Erwerbs-
beteiligung 
vernachlässigt

Höheres Renten-
alter dürfte 
relative Renten-
bezugsphase 
vorübergehend 
in etwa 
stabilisieren

19 Vgl.: BMAS (2018a), Börsch-​Supan und Rausch (2018), 
Burret und Ehrentraut (2019), Geyer et. al. (2019a), sowie 
Werding (2018).
20 Ein steigender Beitragssatz der sozialen Pflegeversiche-
rung und/​oder ein sinkender Satz der Arbeitslosenversiche-
rung verstärken den Rückgang des Versorgungsniveaus für 
sich genommen. Anpassungen dieser Sätze sind im Folgen-
den nicht berücksichtigt, da der Umfang schwer abzuschät-
zen ist. Steigt etwa der Beitragssatz zur sozialen Pflegever-
sicherung um 1 Prozentpunkt, liegt das Versorgungsniveau 
um etwa ¼ Punkt niedriger als hier errechnet.
21 Für ein Gesamtbild der Alterssicherung ist ggf. zusätzlich 
eine individuelle und eine betriebliche kapitalgedeckte 
Altersvorsorge zu berücksichtigen. Deren mögliche Erträge 
werden angesichts des anhaltenden Niedrigzinsumfelds kri-
tisch diskutiert. Dies steht aber nicht im Fokus dieses Auf-
satzes. Gesamtversorgungsniveaus mit unterschiedlichen 
Renditen am Beispiel einer Riester-​Rente zeigt etwa: Deut-
sche Bundesbank (2016).
22 Dabei ist hier definiert, dass die Erwerbstätigkeit mit 20 
Jahren beginnt und mit Renteneintritt zur gesetzlichen Re-
gelaltersgrenze endet. Im OLG-​Modell ist unterstellt, dass 
sich mit dem gesetzlichen Rentenalter – wie bisher – auch 
der tatsächliche Rentenzugang nach hinten verschiebt (vgl. 
auch S. 65 ff.).
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wieder unveränderten Rentenalter – konstanten 

Beitragsjahren wieder immer mehr Rentenjahre 

gegenüber. Dies belastet die Rentenkassen suk-

zessive. Bereits in der Vergangenheit erhöhte 

sich die relative Rentenbezugsdauer durch die 

zunehmende fernere Lebenserwartung stark: 

Sie stieg von 30 % im Jahr 1960 bis auf 42 % im 

Jahr 2011. Ohne weitere Anhebung des gesetz-

lichen Rentenalters läge sie im Jahr 2070 bei 

47 % (vgl. Schaubild auf S. 72).

Bundesmittel

Die Bundesmittel für die Rentenversicherung 

nehmen längerfristig stark zu. Sie steigen zum 

großen Teil mit Pro-​Kopf-​Löhnen und Beitrags-

satz. Damit dürften die Bundesmittel insgesamt 

deutlich stärker wachsen als die gesamtwirt-

schaftlichen Bemessungsgrundlagen von Bei-

trags- und Steuereinnahmen. Als aggregierter 

Indikator für die Steuerbasis dient im Folgenden 

die Bruttowertschöpfung (kurz: Wertschöp-

fung). Sie bildet im Modell die gesamtwirt-

schaftliche Entwicklung ab.23) Der Anstieg der 

Bundesmittel in Relation zur Wertschöpfung er-

gibt sich zum einen durch den kräftig zuneh-

menden Beitragssatz. Zum zweiten liegt dies an 

der sinkenden Erwerbstätigenzahl: Die Lohn-

summe und die Wertschöpfung wachsen da-

durch schwächer als die Pro-​Kopf-​Löhne, an die 

der überwiegende Teil der Bundesmittel ge-

knüpft ist.

Da die Bundesmittel deutlich stärker steigen als 

die Steuerbasis, gerät der Bundeshaushalt hie-

raus dauerhaft unter erheblichen Druck.24) Die-

ser lässt sich generell durch niedrigere Aus-

gaben oder höhere Einnahmen auffangen. Zu-

dem können sich Be- und Entlastungen ohne 

weiteres Zutun an anderer Stelle ergeben. Die 

Zinslasten hängen von der Entwicklung der 

Schuldenquote und der Zinsen ab.25) Im Folgen-

den sind diese Aspekte ausgeblendet, und die 

Betrachtung fokussiert allein auf die veränderte 

Belastung durch die Bundesmittel für die Ren-

tenversicherung. Diese ist über den Anstieg der 

Bundesmittel im Verhältnis zur Wertschöpfung 

abgebildet. Um die Größenordnung zusätzlich 

zu veranschaulichen, ist außerdem angegeben, 

Bundesmittel 
wachsen vor 
allem mit 
Pro-Kopf-​Löhnen 
und Beitragssatz

Finanzierungs-
druck auf 
Bundeshaushalt

Simulation: derzeitige Rechtslage

Quelle: BMAS (2018) und eigene Berechnungen.
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2018

23 Das Bruttoinlandsprodukt (BIP), das häufig als gesamt-
wirtschaftliche Bezugsgröße verwendet wird, ist nicht 
modelliert. Die Bruttowertschöpfung entspricht derzeit 
etwa 90 % des BIP. Sie liegt näher am Volkseinkommen und 
dürfte damit die Bemessungsgrundlage der Steuern relativ 
gut widerspiegeln.
24 Aufgrund der spezifischen Modellierung der Bundes-
mittel wird in den Simulationen die Belastung des Bundes 
etwas über- und die der Beitragszahlenden und Rentenbe-
ziehenden etwas unterschätzt.
25 Bspw. gehen die Aufwendungen für Post- und Bahnpen-
sionen sowie für knappschaftliche Renten im Zeitverlauf zu-
rück. Allerdings werden an den Bundeshaushalt derzeit 
auch etliche zusätzliche Anforderungen gestellt, bspw. bei 
der Verteidigung oder der Energiewende.
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wie vielen Punkten des Umsatzsteuerregelsatzes 

dies heute entspräche.

Die Modellsimulationen ergeben für die Bun-

desmittel bei geltendem Recht einen erheb-

lichen Mehrbedarf gegenüber 2018, der bis 

2070 auf jährlich rund 1¾ % der Wertschöp-

fung steigt. Dies entspricht 4½ Prozentpunkten 

des Umsatzsteuerregelsatzes.

Längerfristige Perspektiven: 
weitere Simulationen

Die Bundesregierung hat für die Zeit nach 2025 

– nach Auslaufen der Haltelinien – eine Reform 

der Rentenversicherung angekündigt. Die 

Rechtslage, die dem zuvor beschriebenen Basis-

szenario zugrunde liegt, dürfte sich also ändern. 

Ein zentrales Thema ist dabei die künftige Ver-

teilung der Anpassungslasten. Um ein breites 

Spektrum aufzuspannen, werden im Folgenden 

verschiedene weitere Simulationen gezeigt. Die 

ersten Simulationen verteilen die Anpassungs-

lasten gegenüber dem Basisszenario zunächst 

relativ einseitig auf das Versorgungsniveau oder 

die Abgabenbelastung. Im Anschluss sind bei-

spielhaft breitere Lastverteilungen aufgezeigt.

Relativ einseitige Lastverteilung

Die erste Simulation friert das Versorgungs-

niveau (in der derzeitigen Definition) nach 45 

Beitragsjahren bei 48 % ein: Die aktuelle Halte-

linie gilt also über das Jahr 2025 hinaus. Das 

Rentenalter (die gesetzliche Regelaltersgrenze) 

bleibt wie im Basisszenario ab den 2030er 

Jahren konstant bei 67 Jahren. Im Ergebnis 

steigt der Beitragssatz sehr stark, weil die Ren-

tenausgaben nun sehr viel kräftiger steigen als 

nach derzeitiger Rechtslage. Der Beitragssatz 

liegt im Jahr 2070 deutlich höher (Größenord-

nung von 31%) als im Basisszenario. Zudem 

legen auch die Bundesmittel kräftiger zu, weil 

sie an den Beitragssatz gekoppelt sind. Bis 2070 

würde die Quote der Bundesmittel in Relation 

zur Wertschöpfung um 2½ Prozentpunkte stei-

gen. Aus heutiger Sicht entspräche dies dem 

Aufkommen aus rund 7 Prozentpunkten des 

Umsatzsteuerregelsatzes. Der Bundeshaushalt 

gerät also erheblich unter Druck.

In einer zweiten Simulation ist statt des Versor-

gungsniveaus der Beitragssatz bei seinem 2025 

erreichten Niveau von 20 % festgeschrieben. 

Dies dämpft auch den Anstieg des Großteils der 

daran gekoppelten Bundesmittel erheblich. 

Nunmehr trägt das Versorgungsniveau die 

Hohe Zusatzlast 
schon bei 
derzeitiger 
Rechtslage

Simulationen 
veranschau-
lichen Last
verteilung 
durch Reform
entscheidungen

Haltelinie für 
Versorgungs-
niveau führt zu 
stark steigender 
Abgaben
belastung

Obergrenze für 
Beitragssatz 
senkt Versor-
gungsniveau 
gravierend

Simulationen: einseitige Lastverteilungen*)

* Bis 2025 derzeitige Rechtslage.
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Hauptlast des demografischen Wandels. Es 

sinkt bis zum Ende der 2030er Jahre auf eine 

Größenordnung von 35% und im weiteren Ver-

lauf bis 2070 von 30 %. Die Absicherung durch 

die gesetzliche Rentenversicherung geht damit 

stark zurück.

In einer dritten Simulation gelten die Haltelinien 

sowohl für das Versorgungsniveau als auch für 

den Beitragssatz nach 2025 fort. Damit liegt die 

komplette Anpassungslast auf dem Bundes-

haushalt, und die Bundesmittel schnellen stark 

nach oben. 2070 liegen sie in Relation zur Wert-

schöpfung um fast 7¾ Prozentpunkte höher als 

2018 (Größenordnung von 20 Prozentpunkten 

des Umsatzsteuerregelsatzes). Der Finanzie-

rungsanteil des Bundes an den Einnahmen der 

Rentenversicherung steigt auf deutlich über 

50 % (derzeit: 29 %).

Breitere Lastverteilung

Die vorangegangenen Simulationen konzentrie-

ren die demografischen Anpassungslasten recht 

einseitig auf einzelne Stellgrößen. Sie verdeut-

lichen damit wesentliche Zusammenhänge, und 

die stark ausschlagenden Ergebnisse zeigen 

letztlich, warum eine breitere Lastenteilung 

naheliegt. Im Anschluss werden hierzu weitere 

exemplarische Simulationen dargestellt.

Indexierung von Rentenalter an Lebens-
erwartung: Relation von Rentenphase 
zu Erwerbsphase stabilisieren

Ein Ansatzpunkt ist das Rentenalter (gesetzliche 

Regelaltersgrenze). Nach aktueller Rechtslage 

steigt es bis zum Beginn der 2030er Jahre und 

bleibt danach unverändert bei 67 Jahren. Es ist 

allerdings davon auszugehen, dass die Lebens-

erwartung auch danach weiter zunimmt. Um 

dem Rechnung zu tragen, indexieren einige 

Länder das Rentenalter mit der Lebenserwar-

tung.26) Die OECD, der IWF und die Europäische 

Kommission legen dies auch für Deutschland 

nahe.27) Mit einem steigenden Rentenalter dürf-

ten sich auch die tatsächlichen Renteneintritte 

– wie bisher – nach hinten verschieben.28) Die 

daher höhere Erwerbspersonenzahl stützt dann 

auch das gesamtwirtschaftliche Wachstum und 

die Einkommen. Damit würden sich die Einnah-

men aus Rentenbeiträgen ebenso wie die aus 

den übrigen Sozialbeiträgen und den Steuern 

günstiger entwickeln.

Der Rentenbestand wächst bei steigendem Ren-

tenalter langsamer, was wiederum über den 

Nachhaltigkeitsfaktor (siehe die Ausführungen 

auf S. 58) das Versorgungsniveau stützt. Zudem 

erwerben die Versicherten mehr Rentenansprü-

che, weil sie länger Beiträge zahlen. Dadurch 

steigt das individuelle Versorgungsniveau. Daher 

wäre es folgerichtig, bei steigendem gesetzlichen 

Rentenalter eine entsprechend höhere Zahl an 

Beitragsjahren in der Definition der Standardrente 

und damit im Versorgungsniveau zu berücksich-

tigen. Wenn also das Rentenalter bei 67 Jahren 

liegt, wäre die Standardrente und folglich auch 

das Versorgungsniveau mit 47 statt 45 Versiche-

rungsjahren zu berechnen (dynamisiertes Versor-

gungsniveau; vgl. die Ausführungen auf S. 73).

Grundsätzlich sind verschiedene Ansätze denk-

bar, das gesetzliche Rentenalter zu erhöhen. Ein 

sehr weitreichender Ansatz wäre, die gesamten 

demografischen Lasten darüber aufzufangen, 

also sowohl die steigende Lebenserwartung als 

auch die niedrigeren Geburtenraten (die schwan-

kenden Kohortengrößen). Das Rentenalter 

müsste dazu allerdings sehr stark steigen. Ins-

besondere wenn die geburtenstarken Jahrgänge 

zwischen Mitte der 2020er und Mitte der 2030er 

Jahre in Rente gehen, wäre es deutlich zügiger 

zu erhöhen als derzeit vorgesehen. In den fol-

genden exemplarischen Simulationen werden 

die Anpassungslasten dagegen breiter verteilt. 

Bis Anfang der 2030er Jahre steigt das Renten-

Mit doppelter 
Haltelinie 
schnellen 
Bundesmittel 
in die Höhe

Extremvarianten 
wenig nahe
liegend, Lasten
teilung weiterhin 
sinnvoll

Weiter steigen-
des gesetzliches 
Rentenalter

Steigende 
Ansprüche in 
dynamisiertem 
Versorgungs-
niveau 
berücksichtigt

Im Folgenden: 
Rentenalter an 
Lebenserwar-
tung geknüpft, 
längere Beitrags-
zeiten in Ver
sorgungsniveau 
eingerechnet

26 Dazu zählen u. a. Finnland, Portugal, Dänemark, die Nie-
derlande und Italien, vgl. hierzu: Europäische Kommission 
(2018).
27 Europäische Kommission (2019); Internationaler Wäh-
rungsfonds (2019); sowie OECD (2018).
28 Seit Beginn des Anstiegs des Rentenalters ist dieser 
Effekt in den Daten der Deutschen Rentenversicherung zu 
beobachten, vgl. hierzu: FDZ-​RV (2018). Bei Abschaffung 
der speziellen Altersgrenze für Frauen Ende 2011 trat ein 
ähnlicher Effekt auf, vgl.: Geyer et al. (2019b).
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alter wie vorgesehen und dann regelgebunden 

weiter. Zudem ist ein dynamisiertes Versor-

gungsniveau ausgewiesen: Die in die Standard-

rente eingerechneten Beitragszeiten steigen da-

bei parallel zum Rentenalter. Im Vergleich zu 

einem Versorgungsniveau, in das konstant nur 

45 Beitragsjahre eingehen, liegt das dynamisiert 

ermittelte Versorgungniveau also höher.

Konkret wird das Rentenalter so angepasst, 

dass die Relation von Renten- zu Beitragsjahren 

–  die relative Rentenbezugsdauer  – ab den 

2030er Jahren weitgehend stabil bleibt. Damit 

wird im Grunde der laufende Ansatz bis zu Be-

ginn der 2030er Jahre fortgeführt: Auch bis da-

hin stabilisiert das steigende Rentenalter die 

relative Rentenbezugsdauer weitgehend (vgl. 

oben stehendes Schaubild). Die Relation läge 

damit dauerhaft bei etwa 40 %, oder anders 

ausgedrückt: Bei den hier zugrunde gelegten 

Vorausberechnungen zur Lebenserwartung 

müsste das Rentenalter dazu um durchschnitt-

lich einen dreiviertel Monat pro Jahr steigen.29) 

Beispielsweise beträgt die Lebenserwartung 

einer Person, die 2031 mit 67 Jahren in Rente 

geht, 86 Jahre. Im Jahr 2070 läge der Renten-

eintritt bei 69⅓ Jahren, und die Lebenserwar-

tung beträgt dann 89½ Jahre. Die Rentenphase 

beliefe sich also auf gut 20 Jahre und wäre um 

mehr als ein Jahr länger als im Jahr 2031 (zum 

Aspekt der Gesundheit im Alter siehe auch die 

Ausführungen auf S.  76). In der Praxis trüge 

eine Indexierung der Unsicherheit über die 

künftige Lebenserwartung Rechnung: Wenn 

sich die Vorausberechnungen zur Lebenserwar-

tung ändern, würde sich das Rentenalter regel-

gebunden ebenfalls anpassen. Beispielsweise 

Stabiles Verhält-
nis von Bezugs- 
zu Beitragsphase 
auch nach 2030

Rentenalter und relative Rentenbezugsdauer

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019b) und eigene Berechnungen. 1 Relation von Rentenbezugszeiten (bestimmt als fernere Lebenser-
wartung ab Rentenalter) zu den vorangegangenen Beitragszeiten (bestimmt als Rentenalter abzüglich 20 Jahre).
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Relative Rentenbezugsdauer 1) bei Renteneintritt mit ...

29 Erhöht sich die Lebenserwartung, fließen vom Prinzip 
70 % der zusätzlichen Jahre in eine längere Erwerbsphase, 
30 % erhöhen den Rentenbezugszeitraum. Für die Rech-
nungen wurde das Rentenalter aber jeweils um volle Mo-
nate angepasst. Es steigt also für drei Jahre um jeweils einen 
Monat und bleibt im vierten Jahr unverändert. Bezogen auf 
die gesamte Lebensphase ab 20 Jahren wird die Relation 
von 70 zu 30 so in etwa erreicht.
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Dynamische Defi nition des Versorgungsniveaus bei  
steigendem Rentenalter mit längeren Beitragszeiten

Das Versorgungsniveau spielt in der Renten-

diskussion und -politik eine wichtige Rolle. 

Es soll beschreiben, in welcher Relation eine 

standardisiert ermittelte Rente zu einem 

standardisiert ermittelten Erwerbseinkom-

men steht. Damit wird im Prinzip das relative 

Niveau der Lohnersatzleistung Rente be-

stimmt. Hier sind grundsätzlich verschiedene 

Abgrenzungen möglich und je nach Unter-

suchungsziel sinnvoll.

In der aktuellen Diskussion steht das Versor-

gungsniveau der Standardrente im Fokus 

(etwa im Rentenversicherungsbericht der 

Bundesregierung). Darauf bezieht sich auch 

die gesetzliche Haltelinie von 48 %, die bis 

zum Jahresende 2025 gilt. Dabei bleibt aller-

dings das steigende Rentenalter (die gesetz-

liche Regelaltersgrenze) unberücksichtigt. 

Vielmehr ist eine konstante Zahl von 45 Bei-

tragsjahren unterstellt. Wenn es aber darum 

geht, die Entwicklung potenzieller Renten-

ansprüche im Zeitverlauf zu bebildern, wäre 

eine neue Defi nition  folgerichtig, die das 

höhere Rentenalter mit einbezieht.

Zurzeit wird das Versorgungsniveau unver-

ändert bei einer Standardrente mit 45 Ent-

geltpunkten gemessen. Diese Standardrente 

soll eine stilisierte Erwerbsbiografi e für Ver-

sicherte abbilden, die im Alter zwischen 20 

und 65 Jahren zum Durchschnittsentgelt 

gearbeitet  haben (kurz: Versorgungsniveau 

nach 45 Beitragsjahren). Allerdings steigt 

das Rentenalter schrittweise auf 67 Jahre. 

Die damit beabsichtigte längere Erwerbs-

phase bleibt somit unberücksichtigt.

In der Vergangenheit orientierte sich der in-

dividuelle Renteneintritt stark am gesetz-

lichen Rentenalter. Steigt dieses, dürften 

sich insoweit auch die Erwerbszeiten im 

Durchschnitt aller Versicherten verlängern. 

Damit erscheint es naheliegend, die in die 

Standardrente eingerechnete Erwerbsphase 

entsprechend dem Anstieg des Rentenalters 

zu verlängern. Eine Anpassung der Beitrags-

zeiten, die der Standardrente zugrunde lie-

gen, ist im Übrigen kein Novum. Bis Ende 

der 1980er Jahre errechnete sich die Stan-

dardrente mit 40 Beitragsjahren. In einer 

Übergangsphase von 1988 bis 1990 wies 

die Bundesregierung parallel zwei Standard-

renten aus. Danach bildete sie nur noch das 

neue Niveau ab.

Vor diesem Hintergrund wird in den Simula-

tionen in diesem Abschnitt ein dynamisier-

tes Versorgungsniveau ausgewiesen. Die zu-

grunde liegende Standardrente berücksich-

tigt die mit einer längeren Erwerbsphase 

späterer Kohorten erworbenen zusätzlichen 

Rentenpunkte (vgl. zur Anpassung der Be-

standsrenten Fußnote 33 auf S. 74).

Für das zuvor dargestellte Basisszenario 

nach derzeitiger Rechtslage ergibt sich da-

mit beispielsweise folgendes Bild: Im Jahr 

2031 erreichen Personen erstmals mit 

67 Jahren die Regelaltersgrenze. Das dyna-

misierte Versorgungsniveau zu diesem Zeit-

punkt läge mit 47 Beitragsjahren etwa 

1 Prozentpunkt höher als das traditionell be-

rechnete Versorgungsniveau nach 45 Bei-

tragsjahren.
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bliebe es konstant, wenn sich die Lebenserwar-

tung nicht mehr erhöhen sollte.30)

Simulation mit indexiertem Rentenalter und 
dynamisiertem Versorgungsniveau

Die beschriebene Indexierung des Rentenalters 

wird in einer weiteren Simulation bebildert: Die 

Relation von Renten- zu Beitragsjahren wird 

auch ab den 2030er Jahren weitgehend stabil 

gehalten. Abgesehen davon gilt die derzeitige 

Rechtslage, das heißt eine relativ breite Vertei-

lung der Lasten auf die anderen Stellgrößen. 

Diese federn somit die Last aus der gesunkenen 

Geburtenrate ab. So sind die Renten ab 2026 

wieder gemäß der Rentenanpassungsformel 

anzupassen.31) Das dynamisierte Versorgungs-

niveau geht vor allem infolge des Drucks auf-

grund des Rentenzugangs der Baby-​Boomer zu-

rück (auf eine Größenordnung von 44 % bis 

Ende der 2030er Jahre). Danach stabilisiert es 

sich: Zwar versterben die Baby-​Boomer, doch 

rücken Kohorten mit höheren Erwerbsquoten in 

die Rente. Die Kohortengrößen ändern sich 

dann nur noch moderat, und die steigende 

Lebenserwartung übt wegen des steigenden 

Rentenalters keinen Druck mehr aus.32) Die zu-

nehmende Zahl der Beitragsjahre stützt dabei 

das dynamisiert berechnete Versorgungsniveau 

(vgl. nebenstehendes Schaubild).33)

Der Beitragssatz steigt bei dieser Simulation im-

mer noch deutlich auf eine Größenordnung von 

24 % im Jahr 2070. Der Anstieg fiele aber 

wesentlich geringer aus als ohne die weitere 

Anhebung des Rentenalters. Wie die Beitrags-

zahlenden wäre auch der Bundeshaushalt we-

niger stark belastet. Erstens entlastet die gerin-

gere Anzahl an Personen im Rentenbezug. 

Simulation mit 
weiter steigen-
dem Rentenalter

Anstieg von 
Beitragssatz und 
Bundesmitteln 
gedämpft

Simulation: indexiertes Rentenalter und 

dynamisiertes Versorgungsniveau

1 Gesetzliche  Regelaltersgrenze.  2 Würde  das  Versorgungs-
niveau  dynamisiert  ausgewiesen,  d.h.  die  Beitragsjahre  mit 
dem Rentenalter auf 47 erhöht, so läge es 2070 bei rund 42%.
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Anstieg des Rentenalters1) auf 69¹/3 Jahre bis 2070

dynamisiert: im Jahr 2070 bei
49¹/3 Beitragsjahren

bei konstant 45 Beitragsjahren 2)

30 Ein früherer oder späterer Renteneintritt könnte möglich 
bleiben. Das gesetzliche Rentenalter würde aber den Be-
zugspunkt für die Ab- bzw. Zuschläge bilden. Diese müss-
ten weitgehend finanzmathematisch fair sein. Derzeit wer-
den dafür bei frühzeitigem Rentenzugang Abschläge (3,6 % 
pro Jahr) erhoben bzw. bei späterem Zugang Zuschläge 
(6,0 % pro Jahr) gewährt. Sollten bestehende Ausnahme-
regelungen fortbestehen, die einen vorzeitigen Rentenein-
tritt abschlagsfrei ermöglichen, wären diese Regelungen 
ebenfalls an ein steigendes Rentenalter anzupassen. Nahe-
liegend wäre, die erforderlichen Beitragszeiten in den 
gleichen Stufen wie das Rentenalter anzuheben.
31 Unter Berücksichtigung der zusätzlichen Beitragsjahre 
über den Nachhaltigkeitsfaktor.
32 Die Kohortengrößen schwanken auch noch nach den 
2030er Jahren, weil sich der „Buckel“ der Baby-​Boomer 
über deren Kinder auswirkt. Die Einflüsse schwächen sich 
aber annahmegemäß zunehmend ab. Dabei bildet das Ende 
der hier vorgestellten Simulationen im Jahr 2070 mit rd. 
43 % beim dynamisierten Versorgungsniveau eher ein Tal 
ab. Mit Versterben der Nachfahren der Baby-​Boomer-
Kohorten in den 2080er Jahren steigt das Versorgungs-
niveau dann wieder auf eine Größenordnung von 44 % und 
bleibt dann langfristig auf dem neu erreichten Niveau.
33 Für die Simulation wurde die Rentenanpassungsformel 
erweitert. Die Erweiterung stellt sicher, dass das Versor-
gungsniveau im Verlauf des Rentenbezugs dem der Neu-
zugänge entspricht – obwohl die Neuzugänge längere Bei-
tragszeiten haben (aufgrund des steigenden Rentenalters). 
Die Bestandsrenten werden dazu entsprechend stärker an-
gepasst. Das Prinzip ähnelt dem der derzeitigen Höher-
wertung ostdeutscher Renten. Deren Angleichung an das 
Westniveau ist im Jahr 2024 abgeschlossen.
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Zweitens schlägt sich die erhöhte Erwerbstätig-

keit in einer spürbar höheren steuerlichen Be-

messungsgrundlage nieder. In Prozent der 

Wertschöpfung steigen die Bundesmittel ge-

genüber 2018 um 1¼ Prozentpunkte (3½ Pro-

zentpunkte des Umsatzsteuerregelsatzes). Im 

Ergebnis verteilen sich so die Mehrbelastungen 

durch die niedrigeren Geburtenraten einerseits 

auf die Rentenbeziehenden (über das Versor-

gungsniveau) und andererseits auf die Beitrags- 

und Steuerpflichtigen.

Simulation mit indexiertem Rentenalter 
und zusätzlicher Haltelinie

Ein zentrales Thema der Rentendiskussion ist die 

Höhe des Versorgungsniveaus. Die vorherige 

Simulation zeigt, dass es auch mit der beschrie-

benen Indexierung des gesetzlichen Renten-

alters sinkt. Es stabilisiert sich dann aber lang-

fristig bei 43 % bis 44 %. Dabei kann eine zu-

sätzliche private Vorsorge den Rückgang des 

Versorgungsniveaus kompensieren. Häufig wird 

gleichwohl gefordert, das Versorgungsniveau 

nicht weiter absinken zu lassen oder zumindest 

Haltelinien einzuziehen.

Daher werden im Folgenden Simulationen mit 

Haltelinien für das oben beschriebene dynami-

sierte Versorgungsniveau gezeigt. Die Anpas-

sungslast würde damit weiter auf die Einnah-

menseite geschoben, also auf Beitragssätze und 

Bundesmittel. Die Beitrags- und Steuerpflich-

tigen übernehmen somit Risiken ungünstigerer 

Entwicklungen.

Die Kosten von Haltelinien steigen nach 2025 

deutlich an. Wenn die Baby-​Boomer einmal ihr 

Rentenalter erreicht haben, flacht sich der (wei-

tere) Anstieg ab. Als Faustformel folgt aus den 

Simulationen: Eine um 1 Prozentpunkt höhere 

Haltelinie für das dynamisierte Versorgungs-

niveau erfordert, dass der Beitragssatz 2070 

etwa ½ Prozentpunkt höher liegt. Gleichzeitig 

liegen die Bundesmittel in Prozent der Wert-

schöpfung um 0,1 Prozentpunkte höher (ent-

spricht ¼ Prozentpunkt des Umsatzsteuerregel-

satzes).

Beispielsweise ist ein Beitragssatz in einer Grö-

ßenordnung von 27 % im Jahr 2070 erforder-

lich, wenn das dynamisierte Versorgungsniveau 

auch nach 2025 bei 48 % liegen soll. Auch die 

Bundesmittel steigen dann stärker um ins-

gesamt 1¾ % der Wertschöpfung (4½ Prozent-

punkte des Umsatzsteuerregelsatzes). Die Belas-

tung der Beitrags- und Steuerzahlenden fällt 

aber deutlich niedriger aus als bei unveränder-

tem Rentenalter und einer Haltelinie für das 

nicht dynamisiert berechnete Versorgungs-

niveau mit konstant 45 Beitragsjahren. Im Fall 

einer niedrigeren Haltelinie für das Versor-

gungsniveau von 45% liegt der notwendige 

Beitragssatz mit einer Größenordnung von 25% 

entsprechend niedriger. Auch der Anstieg der 

Bundesmittel fällt dann mit 1½ % der Wert-

schöpfung geringer aus (4 Prozentpunkte des 

Umsatzsteuerregelsatzes).

Im Fokus der 
Debatte: 
Höhe des Ver
sorgungsniveaus

Lasten verstärkt 
auf Beitrags- 
und Steuerpflich-
tige verlagert

Kosten eines 
höheren Versor-
gungsniveaus

Dynamisiertes 
Versorgungs-
niveau von 48 % 
mit spürbar 
höheren Abga-
ben verbunden

Simulationen: indexiertes Rentenalter 

und Haltelinien für dynamisiertes 

Versorgungsniveau

1 Gesetzliche Regelaltersgrenze.
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Schlussbemerkungen

Durch die demografische Entwicklung gerät die 

umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversiche-

rung künftig unter erheblichen Druck, insbeson-

dere ab Mitte der 2020er Jahre. Die Bundes-

regierung hat diesbezüglich eine Reform ange-

kündigt. Diese soll ab 2026 in Kraft treten und 

das Rentensystem langfristig solide aufstellen. 

Zentrale Stellgrößen sind das Rentenalter (die 

gesetzliche Regelaltersgrenze), das Versor-

gungsniveau und der Beitragssatz. Sie beeinflus-

sen den künftigen Umfang der GRV und die 

Verteilung der demografischen Lasten auf die 

Jahrgänge. Hinzu kommen Bundesmittel, die 

von allen Steuerpflichtigen aufzubringen sind.

In der Reformdiskussion sollten die Wirkungen 

von Politikänderungen auch für die lange Frist 

erkennbar sein. Hierzu dienen langfristige 

Vorausberechnungen, die bei aller Unsicherheit 

eine Vorstellung von der künftigen Entwicklung 

vermitteln. Darauf zielen auch die Simulationen 

in diesem Aufsatz: Sie können die Zukunft nicht 

exakt vorhersagen, sondern sollen wichtige Ent-

wicklungstendenzen und Zusammenhänge ver-

deutlichen.

Die Simulationen zeigen, dass einzelne Stellgrö-

ßen sehr stark anzupassen wären, wenn sie den 

demografischen Druck allein auffangen müss-

ten (vgl. Schaubild auf S. 70). Dies war ein wich-

tiger Grund dafür, dass frühere Reformen die 

Lasten breiter verteilten. Nach dem Jahr 2025, 

wenn die Haltelinien für Beitragssatz und Ver-

sorgungsniveau nach geltendem Recht aus-

gelaufen sind, wäre dies auch wieder angelegt.

Ein wichtiger Ansatzpunkt für weitere Reformen 

ist das Rentenalter. Es wird bis zum Jahr 2031 

auf 67 Jahre angehoben. Dadurch erhöht sich 

das Verhältnis der Renten- zur Beitragsphase 

nicht, obwohl die Lebenserwartung steigt. 

Bliebe das Rentenalter danach konstant, wür-

den unveränderten Beitragsjahren wieder kon-

tinuierlich wachsende Rentenphasen gegen-

überstehen (vgl. Schaubild auf S. 72). Dies setzt 

die Rentenfinanzen unter Druck. Um dem zu 

Reform 
entscheidet über 
Umfang der GRV 
und verteilt 
demografische 
Anpassungs
lasten

Vorausberech-
nungen verdeut-
lichen langfris-
tige Entwicklun-
gen und Reform-
wirkungen

Breitere 
Verteilung der 
Anpassungs
lasten erscheint 
naheliegend

Gesetzliches 
Rentenalter als 
ein Ansatzpunkt

Gesundheitliche Aspekte 
steigender  
Lebenserwartung

Ein steigendes Rentenalter (gesetzliche Re-
gelaltersgrenze) zielt auf längere Erwerbs-
phasen und einen späteren Renteneintritt. 
Dies erfordert, dass dem keine gesundheit-
lichen Einschränkungen entgegenstehen. 
Forschungsergebnisse deuten darauf hin, 
dass eine höhere Lebenserwartung im All-
gemeinen mit besserer Gesundheit bei ge-
gebenem Alter einhergeht.1) Dabei könn-
ten mit dem voranschreitenden tech-
nischen Fortschritt wie zuletzt auch der 
Digitalisierung körperlich belastende Arbei-
ten an Bedeutung verlieren oder die kör-
perliche Belastung zunehmend abgemildert 
werden.2) In den ausführlicher bebilderten 
Szenarien wird die erhöhte Lebenserwar-
tung nicht 1:1 in ein höheres Rentenalter 
umgesetzt. Vielmehr fl ießt ein Teil auch in 
eine längere Rentenphase im Zeitverlauf.

Gleichwohl gibt es Fälle, in denen eine 
Weiterbeschäftigung aufgrund der indivi-
duellen Gesundheit nicht oder nur ein-
geschränkt möglich ist. Zum einen können 
in solchen Fällen Weiterentwicklungsmaß-
nahmen helfen, dass etwa eine weniger 
belastende Arbeit übernommen werden 
kann. Zum anderen ist ein angemessener 
Schutz für den Fall der Erwerbsunfähigkeit 
wichtig und notwendig. Neben einer 
etwaigen privaten Absicherung ist hier vor 
allem die Erwerbsminderungsrente zu nen-
nen, deren Leistungen wurden gerade in 
jüngster Zeit erheblich ausgeweitet.3)

1 Vgl. insbesondere: BMAS (2018b); sowie Robert 
Koch Institut (2015).
2 Wolter et al. (2016); sowie BMAS (2016b).
3 Mitunter wird gefordert, die unterschiedliche 
Lebenserwartung verschiedener Gruppen zu be-
rücksichtigen – etwa in Form unterschiedlicher Ver-
sorgungsniveaus oder unterschiedlicher Renten-
alter. So sei die gesunde Lebenserwartung etwa 
mit dem sozio- demografi schen Status korreliert 
(vgl. hierzu: Haan et al. (2019) sowie Unger und 
Schulze (2013). In der GRV wird aber derzeit 
grundsätzlich nicht nach sozio- demografi schen 
Charakteristika differenziert, und es werden keine 
risikoabhängigen Beiträge erhoben. Insofern 
würde dies einen grundlegenden Systemwechsel 
bedeuten, der hier nicht weiter diskutiert wird.
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begegnen, haben unter anderem die Euro-

päische Kommission, der Internationale Wäh-

rungsfonds und die OECD nahegelegt, das Ren-

tenalter mit steigender Lebenserwartung weiter 

anzuheben. Andere Länder sehen eine solche 

Verknüpfung bereits vor. Teils wird auf gesund-

heitliche Einschränkungen hingewiesen. Unter-

suchungen deuten aber darauf hin, dass eine 

höhere Lebenserwartung im Regelfall durchaus 

mit besserer Gesundheit einhergeht. Gleich-

wohl ist zu beachten, dass es – wie auch der-

zeit – nicht in jedem Fall möglich sein wird, bis 

zum gesetzlichen Rentenalter erwerbstätig zu 

bleiben. Ein angemessener Schutz durch die Er-

werbsminderungsrente ist dann wichtig und 

notwendig. Zuletzt wurde die Absicherung hier 

spürbar ausgeweitet.

Mit einer Indexierung des gesetzlichen Renten-

alters ließe sich beispielsweise die relative Ren-

tenbezugsphase ab Beginn der 2030er Jahre 

gezielt weiter stabilisieren. Künftige Versicherte 

würden dann zunächst länger in die GRV ein-

zahlen, danach aber auch länger Rente bezie-

hen. Sie würden hinsichtlich der Relation von 

Renten- zu Beitragsphase also nicht schlechter 

gestellt. Mit der aktuellen Vorausschätzung zur 

Lebenserwartung stiege bei einem solchen An-

satz das gesetzliche Rentenalter ab 2032 um 

durchschnittlich einen dreiviertel Monat pro 

Jahr. Der Geburtsjahrgang 2001 ginge dann ab 

Mai 2070 mit 69 Jahren und vier Monaten re-

gulär in Rente. Falls sich die Lebenserwartung 

anders entwickelt, würde dies bei einer Indexie-

rung auch das Rentenalter beeinflussen. Damit 

sich die Betroffenen darauf einstellen können, 

könnten die Anpassungen geglättet und mit 

einigem zeitlichen Vorlauf festgelegt werden.

Diese Anpassung des gesetzlichen Rentenalters 

würde nicht nur die Rentenversicherung entlas-

ten. Sie würde über eine höhere Erwerbstätig-

keit auch das gesamtwirtschaftliche Potenzial 

stärken und damit die Bemessungsgrundlagen 

für Steuern und Sozialbeiträge stützen. Ins-

gesamt erleichtert es eine beschäftigungs-

freundliche Politik, die Herausforderungen 

durch den demografischen Wandel zu bewäl-

tigen.

Längere Erwerbsphasen und mehr Beitragsjahre 

führen auch zu höheren Rentenansprüchen. Es 

wäre folgerichtig, dies bei Vorausberechnungen 

zum Versorgungsniveau und darauf bezogenen 

Haltelinien zu berücksichtigen. So könnten die 

für die Berechnung des Versorgungsniveaus an-

gesetzten Beitragsjahre mit dem gesetzlichen 

Rentenalter steigen. Beispielsweise würde ein 

solches dynamisiertes Versorgungsniveau im 

Jahr 2024 für 46 Beitragsjahre zum Durch-

schnittsverdienst ausgewiesen, im Jahr 2031 für 

47 Jahre (vgl. die Ausführungen auf S. 73). Eine 

Änderung der Beitragsjahre beim Versorgungs-

niveau wäre nicht neu: Bis Ende der 1980er 

Jahre wurde es bei 40 Jahren ermittelt statt wie 

derzeit bei 45 Jahren.

Die beschriebene Indexierung des gesetzlichen 

Rentenalters würde zwar die längere Lebens-

erwartung auffangen. Zu bewältigen bliebe 

aber auch dann noch insbesondere der Einfluss 

der seit den 1970er Jahren niedrigeren Gebur-

tenraten. Der weit überwiegende Teil der dies-

bezüglichen Anpassungen wäre zum Ende der 

2030er Jahre abgeschlossen: Das heißt, ab 

dann entsteht kaum noch zusätzlicher Druck für 

die Rentenfinanzen. In den hier vorgestellten 

Simulationen sinkt das dynamisierte Versor-

gungsniveau bei sonst unveränderten Anpas-

sungsmechanismen bis 2070 von derzeit rund 

48 % auf eine Größenordnung von 43 % und 

stabilisiert sich im weiteren Verlauf bei 44 %. 

Der Beitragssatz steigt von 18,6 % auf eine Grö-

ßenordnung von 24 %. Auch die Bundesmittel 

nehmen in Relation zur Wertschöpfung sukzes-

sive und deutlich zu. Der diesbezügliche Quo-

tenanstieg bis 2070 entspricht beispielsweise 

dem aktuellen Finanzvolumen von 3½ Punkten 

des Umsatzsteuerregelsatzes. Die jeweiligen 

Entwicklungen fallen aber merklich milder aus 

als ohne die Indexierung des Rentenalters (vgl. 

Schaubild auf S. 74).

Für die Akzeptanz der GRV ist wichtig, dass das 

Versorgungsniveau im Großen und Ganzen als 

Mit steigendem 
Rentenalter ließe 
sich die relative 
Rentenbezugs-
phase 
stabilisieren

Längere 
Erwerbsleben 
helfen, den 
demografischen 
Wandel zu 
bewältigen

Versorgungs-
niveau sollte 
längere 
Erwerbsphasen 
reflektieren

Anpassungs-
bedarf an 
niedrigere 
Geburtenraten
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angemessen gilt. Deshalb wird diesbezüglich 

oft eine dauerhafte Haltelinie als wichtig ange-

sehen. Wenn eine solche Haltelinie gewünscht 

würde, wäre es folgerichtig, sie bei steigendem 

Rentenalter auf das dynamisiert ermittelte Ver-

sorgungsniveau zu beziehen.

Ungeachtet dessen würden mit einer verlänger-

ten Haltelinie aber sowohl die Auswirkungen 

der niedrigeren Geburtenraten als auch verblei-

bende Finanzierungsrisiken nahezu vollständig 

auf die Beitrags- und Steuerpflichtigen verscho-

ben. Die Abgabenlasten würden gegebenen-

falls stark steigen. Dieses Problem ließe sich 

auch nicht dadurch lösen, dass zusätzlich der 

Beitragssatz gedeckelt wird. Dies nähme zwar 

Anpassungsdruck von der Rentenversicherung. 

Der Bundeshaushalt und damit die Steuerpflich-

tigen würden aber entsprechend stärker belas-

tet. Hier ist bereits nach der derzeitigen Rechts-

lage ein stark steigender Finanzbedarf angelegt, 

was in der rentenpolitischen Diskussion mit-

unter vernachlässigt wird. Es wäre elementar, 

diesen Aspekt bei der konkreten Ausgestaltung 

der Rentenreform zu berücksichtigen. Zumin-

dest sollten die Finanzwirkungen einer Reform 

anhand offizieller Vorausberechnungen sehr 

langfristig und möglichst umfassend offenge-

legt werden.

Etwaige 
Haltelinie auf 
dynamisiertes 
Versorgungs-
niveau beziehen 
sowie …

… Finanzlasten 
einer Reform 
umfassend und 
transparent 
offenlegen

Anhang

Ausgewählte finanzwirksame 
Neuregelungen mit Bezug zur 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung seit 2008

Gesetz zur Rentenanpassung 2008 
(26. Juni 2008)

Die dämpfende Wirkung des Altersvorsorgeanteils 

(„Riester-​Treppe“) in der Anpassungsformel wird für 

zwei Jahre ausgesetzt, 2012 und 2013 aber nach-

geholt. Die Renten steigen damit in den Jahren 2008 

und 2009 um jeweils etwa 0,6 Prozentpunkte stär-

ker.

Drittes Gesetz zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch (26. Juni 2008)

Einführung einer „Schutzklausel“ in die Rentenanpas-

sungsformel. Eine Minderung des nominalen Renten-

zahlbetrages ist ab Mitte 2008 auch dann nicht mehr 

zulässig, wenn die nominalen Pro-​Kopf-​Löhne gesun-

ken sein sollten. Unterlassene Rentenkürzungen sind 

in den Folgejahren durch Abschläge bei Rentenanhe-

bungen auszugleichen.

 
Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung 
und Stabilität in Deutschland (2. Mai 2009)

Senkung des auf Renten fälligen allgemeinen Bei-

tragssatzes in der gesetzlichen Krankenversicherung 

auf 14,9 % zum 1. Juli 2009.

Haushaltsbegleitgesetz 2011 
(9. Dezember 2010)

Ab 2011 entfällt die Rentenversicherungspflicht für 

Arbeitslosengeld II-​Beziehende. Da der Bund keine 

Beiträge mehr zahlt, werden auch keine Renten-

ansprüche mehr erworben.

GKV-​Finanzierungsgesetz 
(22. Dezember 2010)

Anhebung des allgemeinen Beitragssatzes in der ge-

setzlichen Krankenversicherung auf 15,5 % ab 

1. Januar 2011.

Beitragssatzgesetz 2013 
(5. Dezember 2012)

Der Rentenbeitragssatz wird für das Jahr 2013 per 

Gesetz auf 18,9 % gesenkt. Im Unterschied zu dem 

Gesetz hätte die sonst übliche Beitragssatzverord-

nung der Zustimmung durch den Bundesrat bedurft.
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Gesetz zu Änderungen im Bereich  
der geringfügigen Beschäftigung 
(5. Dezember 2012)

Die bisherige Versicherungsfreiheit mit Versiche-

rungsoption für geringfügig entlohnte Beschäftigte 

wird durch eine Rentenversicherungspflicht mit Ver-

zichtsoption ersetzt.

Haushaltsbegleitgesetz 2013 
(20. Dezember 2012)

Kürzung des Bundeszuschusses an die gesetzliche 

Rentenversicherung im Jahr 2013 um 1 Mrd € und in 

den Jahren 2014 bis 2016 um jeweils 1,25 Mrd €.

Beitragssatzgesetz 2014 (25. März 2014)

Mit Blick auf den zusätzlichen Finanzbedarf durch 

das geplante RV-​Leistungsverbesserungsgesetz wird 

von den üblichen Regeln abweichend verhindert, 

dass der Rentenbeitragssatz abgesenkt wird. Er bleibt 

bei 18,9 %.

RV-​Leistungsverbesserungsgesetz 
(23. Juni 2014)

Besonders langjährig Versicherte können ab Mitte 

2014 bereits mit Vollendung ihres 63. Lebensjahres 

abschlagsfrei in Rente gehen. In der Folge wird diese 

Altersgrenze – der schrittweisen Erhöhung des ge-

setzlichen Rentenalters auf 67 Jahre folgend – bis 

2029 auf 65 Jahre angehoben.

Verdoppelung der rentensteigernden Anrechnung 

von Zeiten der Erziehung vor 1992 geborener Kinder 

(„Mütterrente“) von einem Jahr auf zwei Jahre. Künf-

tig werden damit jeweils zwei Entgeltpunkte renten-

steigernd gutgeschrieben.

Die Zurechnungszeit für Erwerbsgeminderte wird von 

60 Jahren auf 62 Jahre angehoben: Künftig wird für 

neue Rentenfälle unterstellt, dass Erwerbsgeminderte 

bis zur Vollendung ihres 62. Lebensjahres Entgelt be-

zogen hätten.

GKV-​Finanzstruktur- und Qualitäts-​Weiter-
entwicklungsgesetz (21. Juli 2014)

Der allgemeine Beitragssatz zur gesetzlichen Kran-

kenversicherung wird zum 1. Januar 2015 von 15,5% 

auf 14,6 % gesenkt. Der zum Ausgleich eingeführte 

kassenindividuell festzulegende Zusatzbeitrag ist von 

den Versicherten allein zu zahlen.

Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs 
vom Erwerbsleben in den Ruhestand und 
zur Stärkung von Prävention und Rehabili-
tation im Erwerbsleben (8. Dezember 2016) 

Insbesondere: Flexiblere Regelung zum Bezug einer 

Teilrente sowie die Möglichkeit, über die zusätzliche 

Zahlung eines Arbeitnehmeranteils zum Rentenbei-

trag zusätzliche Rentenansprüche auch bei einer Er-

werbsarbeit nach Eintritt in die Regelaltersrente in 

vollem Umfang zu erwerben.

Rentenüberleitungs-​Abschlussgesetz 
(17. Juli 2017)

Der aktuelle Rentenwert (Ost) wird per Gesetz in sie-

ben Schritten an das Niveau des aktuellen Renten-

werts (West) angeglichen – unabhängig von der tat-

sächlichen Entgeltentwicklung in Ostdeutschland.

EM-​Leistungsverbesserungsgesetz 
(17. Juli 2017)

Die Zurechnungszeit für Erwerbsgeminderte wird für 

neue Rentenfälle schrittweise bis 2024 von 62 Jahren 

auf 65 Jahre angehoben.

RV-​Leistungsverbesserungs- und -Stabilisie-
rungsgesetz (28. November 2018)

Das Versorgungsniveau (Sicherungsniveau vor 

Steuern) darf bis einschließlich des Jahres 2025 nicht 

unter 48 % sinken und der Beitragssatz nicht über 

20 % steigen. Etwaige Finanzierungslücken sind 

durch zusätzliche Bundesmittel zu schließen. Für die 

Jahre 2019 bis 2025 wird eine Senkung des Beitrags-

satzes unter 18,6 % verhindert.

Ausweitung der „Mütterrenten“, indem für die Erzie-

hung von vor 1992 geborenen Kindern künftig 

jeweils 2,5 Entgeltpunkte rentensteigernd einbezo-

gen werden.

Die Gleitzone, in der Geringverdienende auch ober-

halb der Minijob-​Grenze von 450 € pro Monat nied-

rigere Sozialabgaben zu zahlen haben, wird zur 

Jahresmitte 2019 von 850 € auf 1 300 € ausgewei-

tet. Außerdem führen die geringeren Rentenbeiträge 
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in dieser Gleitzone nicht mehr zu geringeren Renten-

ansprüchen.

Die Zurechnungszeit für Erwerbsgeminderte wird be-

reits ab 2019 in einem Schritt auf 65 Jahre und 8 Mo-

nate erhöht. Danach erfolgt eine weitere Anhebung 

auf 67 Jahre bis 2031 für die jeweils neuen Renten-

fälle. Abschläge für einen vorgezogenen Renten-

beginn werden damit bei Erwerbsminderung nicht 

mehr fällig.

GKV-Versichertenentlastungsgesetz 
(11. Dezember 2018)

Der GKV-Zusatzbeitrag ist ab 2019 paritätisch von 

der GRV mitzufinanzieren – wie auch von Arbeit-

geberinnen und Arbeitgebern.
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